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Generalsekretär Peter Hintze: 

Koalition der Mitte oder 
rot-grüner Irrgarten 

^ 

Der Wahlkampfauftakt der Sozialdemokraten 
»nacht jedem unmißverständlich klar, daß es am 
16. Oktober um eine Richtungsentscheidung 
geht. Die Alternative lautet: Weiter aufwärts mit 
der Koalition der Mitte oder hinein in den Irr- 
garten rot-grüner Politik. 

Was von der SPD droht, ist klar: eine lOprozentige 
Neidsteuer für die sogenannten Besserverdienenden 
ab 50.000 DM Jahreseinkommen, eine Lähmung der 
Aufschwungkräfte unserer Wirtschaft sowie als 
Morgengabe an die Grünen eine Verschleppung des 
Verbrechensbekämpfungsgesetzes. Und seit Magde- 
burg wissen wir: Scharping schreckt nicht einmal 
davor zurück, die SPD von der kommunistischen 
pDS abhängig zu machen. 

Der SPD-Wechsel wird platzen 
Die SPD-Rechnung wird nicht aufgehen: Die vielen 
Versprechungen im Wahlfüllhorn der SPD reißen 
eine milliardenschwere Deckungslücke auf. Soll 
diese Lücke durch 5 DM pro Liter Benzin bezahlt 
Werden? Als besondere finanzpolitische Gruselnum- 
tter ist der Angriff auf unser Banken- und Sparkas- 
sensystem zu bewerten. Die SPD will offensichtlich 
den gläsernen Sparer, um sich weitere Zugriffsmög- 
hchkeiten in die Taschen des kleinen Mannes zu 
verschaffen. 
Der von SPD, Grünen und PDS propagierte Wech- 
sel wird am Wahltag platzen. • 
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Erinnerung an den Bau der Mauer 
ist eine Mahnung an alle Deutschen 

Erklärung von Bundeskanzler 
Helmut Kohl am 13. August 
zum Jahrestag des Baus der 
Berliner Mauer 

Vor 33 Jahren, am 13. August 1961, 
errichteten die SED-Machthaber die Ber- 
liner Mauer. Dieses schändliche Bauwerk 
wurde schon bald in aller Welt zum Sym- 
bol der widernatürlichen Teilung 
Deutschlands und Europas. Mauer und 
Schießbefehl waren gleichzeitig sichtbar- 
ster Ausdruck des verbrecherischen und 
menschenverachtenden Charakters der 
kommunistischen Diktatur. Zahllose 
Familien wurden über 28 Jahre lang 
gewaltsam durch die Mauer getrennt. 
Wir trauern um mehrere hundert Deut- 
sche aus dem Osten unseres Vaterlandes, 
die ihr Leben bei dem Versuch verloren, 
über die trennende Mauer hinweg in den 
freien Teil Deutschlands zu gelangen. 
Unzählige bezahlten den Wunsch nach 

Freiheit mit jahrelanger Haft in den 
Zuchthäusern des SED-Regimes. Mit 
dem Fall der Mauer Fiel auch das SED- 
Regime, denn aus dem Ruf nach Freiheit 
wurde schnell der Ruf nach Freiheit und 
Einheit. Das mutige Eintreten der Men- 
schen in der ehemaligen DDR für Frei- 
heit, Selbstbestimmung und Demokratie 
eröffnete uns Deutschen den Weg zur 
Wiedervereinigung in Frieden und Frei- 
heit am 3. Oktober 1990. 

Wachsam bleiben! 
Die Erinnerung an den Bau der Mauer ist 
immer auch Mahnung an alle Deutschen, 
Freiheit, Menschenrechte und Demokra- 
tie zu bewahren und zu verteidigen. Poli- 
tischer Extremismus und ideologisch 
begründete Wahrheits- und Machtan- 
sprüche dürfen in Deutschland nie wie- 
der eine Chance haben. Der heutige Tag 
ruft uns dazu auf, in unserer Wachsam- 
keit gegenüber den Feinden der Freiheit 
nicht nachzulassen. • 

Hintze: Die Verantwortlichen zur Rechenschaft ziehen 
33 Jahre nach dem Bau der Berliner 
Mauer ist unser Blick auf die Opfer 
von Stacheldraht und Schießbefehl 
gerichtet. Hunderte von Menschen 
kamen an der innerdeutschen Grenze 
ums Leben. Wir dürfen heute dankbar 
dafür sein, daß die Spaltung Deutsch- 
lands überwunden ist und Freiheit, 
Recht und Demokratie für alle Deut- 
schen gelten. Weder das persönliche 
Leid der Opfer und ihrer Angehörigen 
noch der menschenverachtende Cha- 
rakter des SED-Staates dürfen ver- 
drängt oder vergessen werden. Die für 
den Mauerterror politisch Verantwort- 
lichen müssen Person für Person auf- 

gespürt und zur Rechenschaft gezogen 
werden. Es ist ein politischer Skandal, 
daß Politiker aus den Reihen der PDS 
das DDR-Unrechtsregime im nachhin- 
ein rechtfertigen wollen. Die demokra- 
tischen Parteien sind gefordert, sol- 
chen Geschichtsfälschungen entgegen- 
zutreten und jegliche Radikalisierung 
von links oder von rechts politisch zu 
bekämpfen. Dafür ist es höchste Zeit, 
daß die Sozialdemokraten endlich 
wieder zum demokratischen Konsens 
zurückkehren und sich nicht weiter 
von der SED-Nachfolgepartei abhän- 
gig machen, wie das zur Zeit in Sach- 
sen-Anhalt geschieht. 
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Was anderswo passieren könnte, 
wenn Magdeburg zum Modell würde 
Kaum wenige Wochen im Amt, gefähr- 
det die rot-grüne Minderheitsregie- 
rung unter Duldung der PDS schon 
Jit ihren ersten Maßnahmen die 
Zukunft Sachsen-Anhalts. Die Liste 
der Fehlentscheidungen läßt Schlim- 
mes für Wirtschaft und neue Arbeits- 
Plätze befürchten. Sie belegen auch, 
*as anderswo passieren könnte, wenn 
Magdeburg zum Modell wird. 

ll Rot-Grün will in Sachsen-Anhalt den 
B*u der Südharzautobahn stoppen, 
obwohl das Raumordnungsverfahren für 
die A 82 zwischen Halle und der Landes- 
8renze unter der CDU-geführten Landes- 
re8ierung bereits abgeschlossen war. 
D>e Auswirkungen des rot-grünen Rück- 
ziehers für die Menschen in der Region 
^ären verheerend: Eine gute Verkehrsin- 
frastruktur ist eine unverzichtbare Grund- 
lage für wirtschaftlichen Erfolg und 
sichere Arbeitsplätze. Rund zwei Milliar- 
den Mark stellt die Bundesregierung 
Jensen-Anhalt zur Verbesserung ihres 
^Straßennetzes bis Ende 1994 zur Ver- 
jüng. Die rot-grüne Fehlentscheidung 
bedeutet, daß alle Maßnahmen, die mit 
J^ geplanten Autobahnbau zwischen 
"alle und Göttingen abgestimmt sind, 
neu überprüft werden müßten. Dies 
^ürde zu Verzögerungen von zwei bis 
|jrei Jahren beim Ausbau des Fernstra- 
üennetzes in Sachsen-Anhalt führen. 

!j*e CDU-geführte Landesregierung von 
hürigen hat zugesichert, daß sie im 

S^gensatz zu den neuen Plänen im Nach- 
°arland Sachsen-Anhalt zu den Vereinba- 
ren stehen und den thüringischen 
^schnitt der Autobahn bauen will. 

er von Rot-Grün provozierte Wegfall 

der Investitionen würde pro 1 Mrd. Mark 
12.000 Arbeitsplätze in Sachsen-Anhalt 
aufs Spiel setzen. 

Mit dem Kopf durch die Wand 
Die Mitteldeutsche Zeitung kommentiert: 

„Sollten die (rot-grünen) Magde- 
burger weiter mit dem Kopf durch 
die Wand wollen, so könnten sie am 
Ende nicht nur ohne Straßen, son- 
dern auch ohne Mittel dastehen. 
Doch weit ärmer wären dann die 
Menschen in Halle, Eisleben, San- 
gerhausen oder Nordhausen dran." 
(10. 8.1994) 

Die rot-grüne Landesregierung hat 
Sachsen-Anhalt in den vergangenen 
Tagen ein Tempolimit auf der A 2 verord- 
net. Für diese Maßnahme gab es keine 

Erste Fehlentscheidungen 
von Rot-Grün in Magdeburg 
gefährden die Zukunft von 
Sachsen-Anhalt. 

ausreichende Rechtsgrundlage. Die Strek- 
kenabschnitte, auf denen die Geschwin- 
digkeitsbeschränkung verfügt wurde, 
waren willkürlich und ohne erkennbares 
System ausgesucht. Die Möglichkeit einer 
Messung der Auswirkungen der 
Geschwindigkeitsbeschränkungen auf die 
Höhe der Ozonwerte bestand nicht. 
Damit setzte die Regierung Höppner 
nach rot-grünem Vorbild in Hessen auf 
bloße Effekthascherei und verstärkt das 
Signal einer autofeindlichen Politik. Ver- 
suche in der Schweiz haben gezeigt, daß 
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Tempolimits wie in Sachsen-Anhalt oder 
Hessen nur minimale Auswirkungen — 
2 bis 3 Prozent Reduktion — auf die 
Ozonwerte haben. Auf die Gesundheit 
der Menschen hat eine solche Maßnahme 
überhaupt keine meßbaren Auswirkun- 
gen. 
Worauf es ankommt, ist die Verringerung 
der Ozonvorläufersubstanzen wie Benzol, 
Ruß oder Stickoxide. Auf diese Weise 
können bis zu 30 Prozent der Schadstoffe 
ausgemerzt werden. Deshalb setzt sich 
die Union für die Einführung von emis- 
sionsärmerem Benzin ein, wie wir auch 
als erste in Europa 1982 nach der Regie- 
rungsübernahme die Einführung von 
Katalysatoren in Deutschland durch- 
gesetzt haben. Mit dem Tempolimit hat 
die rot-grüne Koalition in Magdeburg 
auch umweltpolitisch eine Fehlzündung 
hingelegt. 

| Der Wechsel zu Rot-Grün kommt die 
Sachsen-Anhaltiner teuer zu stehen. So 
hat SPD-Ministerpräsident Höppner den 
Magdeburger Polizeipräsidenten kurzer- 
hand in den einstweiligen Ruhestand ver- 
setzt. Hinter dieser Aktion verbirgt sich 
ein reines Machtspiel — obendrein auf 
dem Rücken der Polizei. 

Das nächstrangige Opfer 

Die FAZ kommentiert: 
„Im Anschluß an die Magdeburger 
Krawalle vom Herrentag hatte die 
SPD den Rücktritt des CDU-Innen- 
ministers Remmers gefordert — vor 
allem, weil er an dem zur fraglichen 
Zeit in Urlaub befindlichen Polizei- 
präsidenten Stockmann festhielt. 
Weil Remmers dem Regierungs- 
wechsel ohnehin zum Opfer fiel, 
mußte nun die sozialdemokratische 
Mißbilligung des Magdeburger 
Polizeieinsatzes das nächstrangige 

Wahlkampf-Argumente 

Opfer fordern. (.. .) Linke und 
Rechte können sich gratulieren: Sie 

haben wieder einen Polizisten 
geschafft."(U.S. 1994) 

I Die rot-grüne Landesregierung hat 
einen befristeten Abschiebestopp für kur- 
dische Asylbewerber angeordnet. Damit 
stellt die Minderheitsregierung das Bun- 
desland Sachsen-Anhalt an die Seite 
anderer SPD-regierter Länder, die mit 
einem eigenmächtigen Abschiebestopp 
die neuen Regelungen des Asylrechts 
wieder unterlaufen. 

Gegen die neue Asylregelung 
Durch die Neuregelung des Asylrechts is1 

die Zahl der Asylbewerber um über 
70 Prozent zurückgegangen. Die Fehlent- 
scheidung der rot-grünen Landesregie- 
rung in Magdeburg bedeutet jedoch in 
der Praxis eine indirekte Aufforderung 
zur illegalen Einwanderung. Bundesin- 
nenminister Kanther hat noch einmal 
klargestellt, daß den Kurden in den mei- 
sten Landesteilen der Türkei keinerlei 
Verfolgung droht. Daher gibt es keinen 
Grund für einen generellen Abschiebe- 
stopp für Kurden, wie ihn die Regierung 
Höppner jetzt beschlossen hat. Die rot- 
grüne Aktion dient erkennbar der 
Absicht, die neue Asylregelung Schritt füf 

Schritt außer Kraft zu setzen. Dies wun- 
dert nicht, haben sich doch namhafte 
Repräsentanten der Magdeburger Min- 
derheitsregierung in der Vergangenheit 
gegen den Asylrechtskompromiß ausge- 
sprochen. 
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Probleme mit der Wirklichkeit: 

Simpler Stimmenfang-Trick 
Zum Auftakt der heißen Phase des 
Wahlkampfes stellte Oskar Lafon- 
taine die Steuerpläne der SPD vor. 
^gekündigt als „größtes Steuersen- 
kungsprogramm für Normalverdiener 
and Familien in der Geschichte der 
Bundesrepublik", erweist es sich schon 
auf den ersten Blick als Wählertäu- 
schungsprogramm großen Stils. Das 
Konimentarecho ist einhellig: 

General-Anzeiger, Bonn, 13. 8. 1994: 
^as Lafontaine an Steuer- und Kinder- 
Seidversprechungen für den Fall eines 
SPD- Wahlsieges auf den Tisch gelegt hat, 
,sf in hohem Maße unsolide und stellt 
einen Rückfall in überwunden geglaubte 
^[ohlkampfmethoden dar. Tatsächlich 
nährt er nur den alten Verdacht, Sozialde- 
mokraten könnten nicht mit Geld umge- 
hen. 

^ue Osnabrücker Zeitung, 13.8.1994: 
&as Programm, mit dem der Regierungs- 
cI%efdes am höchsten verschuldeten Bun- 
deslandes die heiße Phase des Wahlkamp- 
ff eröffnete, wurde leider mit heißer 
Nadel gestrickt. Selbst die Finanzminister 
m den von der SPD regierten Ländern 
tQten kund, daß zum Beispiel die Ergän- 
ZUngsabgabe dem Staat nicht die Einnah- 
men verschafft, die durch den Solidarbei- 
lrag der Koalition dem Fiskus zukommen 
bürden. 

Frankfurter Neue Presse, 13. 8. 1994: 
£'*e Botschaft ist klar: Die SPD liebt die 
feinen so sehr, daß sie für jedes Kind 250 

ark im Monat springen lassen will. Der 
eine Haken ist nur, daß die Ausgaben 

von 22 auf 50 Milliarden steigen. Kein Pro- 
blem: Was das Finanzgenie Oskar Lafon- 
taine den Eltern eben spendiert hat, wird 
ihnen durch die Streichung von Kinderfrei- 
beträgen und Ehegattensplitting wieder 
genommen, f. . .] Ob die Wähler auf einen 
so simplen Stimmenfänger-Trick hereinfal- 
len? 

Märkische Allgemeine, 13. 8. 1994: 
Die Gedankengänge der SPD- Wahlstrate- 
gen sind leicht, allzu leicht nachvollzieh- 
bar: Wer vor der Bundestagswahl Steuer- 
senkungen von geradezu geschichtlichen 

Karl Schiller, ehemaliger Finanz- 
und Wirtschaftsminister der SPD in 
einem Gespräch mit den Flensburger 
Nachrichten, 15.8.1994: Die Steuer- 
pläne der SPD bedeuteten eine 
„Behinderung des wirtschaftlichen 
Wachstums". Schiller erklärte, die 
„geplante Ergänzungsabgabe für 
sogenannte Besserverdienende in 
Höhe von zehn Prozent passe nicht 
ins Wachstumskonzept'. Schillers 
Fazit: „Das alles ist wenig durch- 
dacht. " 

Ausmaßen verspricht, wie soll der nicht 
beim Wähler bestehen?! Ach, Oskar, 
möchte man ausrufen, mußtest du noch die 
Geschichte bemühen? 

Tagesspiegel, 13. 8. 1994: 
Das SPD-Programm grenzt an Volksver- 
dummung. Wie, bitte sehr, will denn die 
SPD ihr Wahlgeschenk finanzieren? 

taz, 13. 8. 1994: 
Was die Vorschläge so fragwürdig macht, 
sind deren fehlende Preisschilder. 
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Benzol-Lüge der SPD 
vernebelt die Fakten 

Die Sozialdemokraten ereifern sich in 
diesen Ozon-Sommertagen über die 

vermeintliche Untätigkeit der Bundesre- 
gierung. Sie suggerieren, der Bundesmini- 
ster für Umwelt glänze durch Tatenlosig- 
keit, kusche vor der Autolobby und ver- 
schleppe wirksame Maßnahmen. Dem 
Bürger wird eröffnet, die geplanten Ver- 
waltungsvorschriften des Bundes strotz- 
ten von Ausnahmebestimmungen und die 
Werte für die Vorläufersubstanzen des 
Ozons wie Benzol seien viel zu lasch. 

Zur Speerspitze dieser Sommerloch- 
Kampagne avancierte überraschend 
Rudolf Scharping, Kanzlerkandidat der 
SPD. Der Politiker, der seit dem Treffen 
der SPD-Umweltminister in Garmisch- 
Partenkirchen öffentlich auf Tempo 130 
schwört, war vor kurzem noch für „100" 
— allerdings pro Achse seines schnellen 
Dienstwagens. 

Die um das Tempolimit herumkurvende 
SPD und ihr Parteivorsitzender täten gut 
daran, die Protokolle der Bundesratssit- 
zung vom 18. März 1994 nachzulesen. 
Damals berieten die Länder eine Ände- 
rung des Bundesimmissionssschutzgeset- 
zes (BlmSchG), genauer gesagt, die „Ver- 
ordnung über die Festlegung von Kon- 
zentrationswerten". 

Kernsatz dieser vier Paragraphen umfas- 
senden Sommersmog-Verordnung ist die 
Ermächtigung für Städte und Gemein- 
den, künftig Straßen und ganze Stadtge- 
biete zu sperren, wenn die Luft dort im 
Jahresmittel zu dick wird. Die Sommer- 
smog-Verordnung soll in zwei Stufen 
wirken. 

Wo ab Juli 1995 die Belastung mit Benzol 
den Wert von 15 Mikrogramm pro 
Kubikmeter Luft übersteigt, können die 
lokalen Behörden Fahrverbote verhän- 
gen. Das gleiche gilt bei Stickoxid-Wer- 
ten von 160 Mikrogramm und bei einem 
Rußgehalt von 14 Mikrogramm pro 
Kubikmeter Luft. Ab Sommer 1998 sollen 
die Eingreifwerte für Benzol und Ruß 
auf zehn bzw. acht Mikrogramm gesenkt 
werden. 

Erwähnenswert ist jedoch, daß der nun 
von der SPD gescholtene Bundesumwelt- 
minister Klaus Töpfer die schärferen 

Von Rudolf Eickeler im 
„Handelsblatt" vom 
9. August 1994 (leicht gekürzt) 

1998er Grenzwerte ursprünglich sofort 
einsetzen wollte. Doch die Bundesländer 
waren dagegen. Sie wollten eine langsa- 
mere Gangart. Der CDU-Politiker lenkte 
im Vorfeld der Bundesratssitzung gegen- 
über den Ländern ein, damit die Verord- 
nung noch vor diesem Sommer verab- 
schiedet werden konnte und „von allen 
Beteiligten auch wirklich umgesetzt wer- 
den kann". 

Töpfers Stufenplan wurde so vom Bun- 
desrat abgesegnet, das heißt mit der 
Mehrheit der SPD-Länder. Seitdem ste- 
hen die jetzt von den Sozialdemokraten 
attackierten Werte für Benzol und Ruß *n 

dem noch nicht rechtskräftigen Verord- 
nungstext. 
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Das Tempolimit-Chaos der SPD 
Der verkehrspolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Dirk Fischer, erklärte zu den wider- 
sprüchlichen Aussagen zum Tempo- 
limit der SPD: 

Widersprüche, mangelnde Entschei- 
dungskraft und wahltaktische Schach- 
züge kennzeichnen Scharpings 
unglaubwürdiges Wirrwarr um das 
Tempolimit. Unter dem Einfluß der 
Sommerhitze fordert Scharping heute 
das 365-Tage-Tempolimit von 130 
km/h im Gegensatz zu seinem bisheri- 
gen Versprechen, auf ein generelles 
Tempolimit auf Autobahnen zu ver- 
zichten. 

Was gilt eigentlich? 
SPD-Fraktionsgeschäftsführer Peter 
Struck dementiert jedoch sofort diese 
Ankündigung des SPD-Chefs. Was 
gilt eigentlich in der SPD? 

Der umweltpolitische Sprecher der 
SPD-Bundestagsfraktion, Michael 
Müller, MdB, fordert wiederum nicht 
nur das generelle Tempolimit von 100 
km/h, sondern will die Autofahrer 
noch mit einer zusätzlichen Einschrän- 
kung gängeln: Er verlangt zusätzlich 
eine drastische Senkung der Beschleu- 
nigungswerte von Kraftfahrzeugen. 

Man muß sich fragen, was der SPD 
noch alles einfällt, um die Autofahrer 
zu bestrafen. 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
hält flexible Verkehrsregelungen an 
Engpässen, Unfallschwerpunkten 
oder witterungsbedingt gefährdeten 
Streckenabschnitten für erheblich wir- 
kungsvoller als generelles Tempolimit. 
Zur Emissionsminderung müßten aber 
auch die verstärkte Bildung von Pkw- 
Fahrgemeinschaften mit dem Ziel, den 
Auslastungsgrad der Pkws zu verbes- 
sern, genutzt werden. Zusätzlich müs- 
sen integrierte Konzepte zur Koopera- 
tion des öffentlichen und des Indivi- 
dualverkehrs in Ballungsgebieten 
beschleunigt umgesetzt werden. Dazu 
gehören auch die Einrichtung von P- 
und M-Plätzen (Parken und Mitneh- 
men). 

Unfähig zu klarer Aussage 
Autofahrer und Wähler müssen von 
einer verantwortungsbewußten Partei 
verlangen, daß sie mit Kompetenz und 
Zuverlässigkeit eine umweltbewußte 
und bürgernahe Verkehrspolitik 
betreibt. Die Unfähigkeit der SPD zu 
einer klaren Aussage zum Tempolimit 
ist ein Beweis für mangelnde politi- 
sche Verantwortung. 

Selbst Hessen, Tempolimit-Pionier in 
Deutschland, hat, wenn auch mit „Bauch- 
schmerzen", wie es heute entschuldigend 
^eißt, Schulter an Schulter mit Rhein- 
and-pfaiz diese Entscheidung herbeige- 
führt. In Rheinland-Pfalz regierte damals 
^nd regiert noch Rudolf Scharping, 
allein das NRW-Kabinett folgte der 
tmPfehlung des Düsseldorfer Umweltmi- 

nisters, Klaus Matthiesen, und sagte 
damals nein. 
Fast 130 Tage später vernebeln nun die 
Sozialdemokraten ihre Taten von gestern 
und sind sich im Wahlkampf nicht zu 
schade, die Fakten zu verbiegen. Die 
Wähler werden der SPD und Rudolf 
Scharping die rasanten Kurven um Tem- 
polimit, Benzol und Ruß nicht vergessen. 
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Aufschwung Ost in voller Fahrt 
Zum neuesten Forschungsbericht 
„Gesamtwirtschaftliche und unterneh- 
merische Anpassungsfortschritte in 
Ostdeutschland" erklärte der Vorsit- 
zende der Kommission Wiederaufbau 
Neue Bundesländer und stellvertre- 
tende Vorsitzende der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Johannes Nitsch: 
Mit ihrem 11. Bericht zur wirtschaftlichen 
Entwicklung der neuen Bundesländer 
haben die wirtschaftswissenschaftlichen 
Forschungsinstitute in Berlin, Halle und 
Kiel eine aufschlußreiche Analyse insbe- 
sondere zur Lage des Dienstleistungssek- 
tors vorgelegt. Die wirtschaftlichen 
Schlußfolgerungen der Wissenschaftler 
sind vor allem für kommunalpolitische 
Entscheidungen, aber auch für die Politik 
der Bundesregierung relevant. 
Der Bericht bestätigt in nüchterner wis- 
senschaftlicher Diktion, daß sich das 
Tempo des wirtschaftlichen Aufschwungs 
seit Jahresbeginn verstärkt hat, die 
Erneuerung des Kapitalstocks rasch vor- 
ankommt und jetzt auch hohe Produktivi- 
tätszuwächse bei nahezu gleichbleibender 

Ostdeutschland ist die dynamischste 
Wachstumsregion Europas 

Beschäftigung zu verzeichnen sind, wenn 
auch der Abstand zu den alten Bundes- 
ländern immer noch sehr hoch ist. 
Wichtig ist, daß sich das Expansions- 
tempo im verarbeitenden Gewerbe ver- 
stärkt hat und sich die Gewichte inner- 
halb der Branchen zu verschieben begin- 
nen. Zwar ist nach wie vor die Expansion 
besonders ausgeprägt in den von der Bau- 
entwicklung vor Ort begünstigten Berei- 
chen, daneben konnten aber wichtige 
Investitionsgüterzweige — wie z. B. Stra- 
ßenfahrzeugbau und Elektrotechnik — 
zunehmend auf überregionalen Absatz- 
märkten Fuß fassen. 
Aufgabe unserer konsequenten Politik für 

mehr Wachstum und Beschäftigung wird 
es generell weiterhin sein, den Aufbau 
neuer wirtschaftlicher Strukturen zu 
unterstützen, den Ausbau einer modernen 
Infrastruktur voranzutreiben und damit 
insgesamt auch die Voraussetzungen für 
die generelle Sicherung des Wirtschafts- 
standortes Deutschland im verschärften 
internationalen Wettbewerb zu verbes- 
sern. 

Die neuen Bundesländer sind zur 
dynamischsten Wachstumsregion 
Europas geworden. 
Das zu Jahresbeginn prognostizierte 
Wachstum von sechs bis acht Prozent 
muß wahrscheinlich nach oben korri- 
giert werden. Einige Wirtschaftsinsti- 
tute erwarteten bereits eine zweistel- 
lige Zuwachsrate. 

Die Industrieproduktion im Osten hat 
wieder das Niveau des zweiten Halb- 

jahres 1990 erreicht, dies aber mit 
wettbewerbsfähigen Unternehmen 
und modernen Produkten. Produktion 
und Auftragseingang sind in den 
ersten fünf Monaten um 24,1 bzw. 17,5 
Prozent zum gleichen Vorjahreszeit- 
raum gestiegen. 
Die Produktivität ist von 27,8 Prozent 
des Westniveaus 1991 auf 46,1 Prozent 
im Vorjahr gestiegen. Die Anlageinve- 
stitionen werden Ende 1994 knapp 
540 Milliarden Mark erreichen. 
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Entspannung auf dem Arbeitsmarkt 
}m Juli 1994 waren in Deutschland 
insgesamt 3.706.000 Arbeitslose regi- 
striert, das sind 111.000 mehr als im 
Vormonat. Die Kurzarbeit ist weiter 
rückläufig. 

Arbeitsmarkt im Westen 
Im Westen Deutschlands waren Ende 
Juli 1994 2,570 Millionen Menschen 
(Quote 8,3 Prozent) arbeitslos. Dies sind 
92.000 mehr als im Juni 1994. Die Zahl ist 
damit weniger stark gestiegen als im Vor- 
jahr (plus 159.000). Dies sind jedoch 
immer noch 244.000 mehr als im Juli 
•993. Damals lag die Arbeitslosenquote 
bei 7,5 Prozent. 
Saisonbereinigt ging die Arbeitslosenzahl 
von Juni auf Juli um 18.000 zurück. 

Arbeitsmarkt im Osten 
"» Osten Deutschlands waren Ende Juli 
l994 1,136 Millionen Menschen (Quote 
'5,1 Prozent) arbeitslos. Das sind gut 
l9-000 mehr als im Juni 1994 (1,117 Mil- 
honen, Quote 14,8 Prozent). Damit war 
die Zahl der Arbeitslosen um 31.000 nied- 
rer als vor einem Jahr. 
Gegenüber Juli 1993 gab es im Juli 1994 
198.000 arbeitsmarktpolitische Maßnah- 
men weniger. Dennoch sank die Zahl der 
Arbeitslosen im Vorjahresvergleich. Die 
^ahl der regulären Arbeitsplätze ist also 
°ftensichtlich gestiegen. 

Kurze Gesamtbewertung 
^er Anstieg der Arbeitslosenzahl ist sai- 
sonbedingt. Im Westen ging die Erwerbs- 
tätigenzahl erstmals seit Frühjahr 1992 
nicht mehr zurück. Eine Entspannung auf 
dem Arbeitsmarkt ist sichtbar, 
trotzdem wird die Arbeitslosenzahl im 
festen im Jahresdurchschnitt 1994 mit 
*>6 Millionen um rund 300.000 über dem 
Jahresdurchschnitt von 1993 liegen. Zum 

Jahreswechsel hatten die Wirtschaftsinsti- 
tute mit einem jahresdurchschnittlichen 
Zuwachs der Arbeitslosen von 400.000 
bis 500.000 gerechnet. 

Wahlkampf-Argumente 

Arbeitsmarkt in Bewegung 
Zu den neuesten Arbeitsmarktzah- 
len erklärte der Parlamentarische 
Staatssekretär im Bundesarbeitsmi- 
nisterium, Rudolf Kraus: 

Der Arbeitsmarkt bewegt sich zum Besse- 
ren. Die Bundesregierung ist mit ihren 
wirtschafts- und finanzpolitischen Maß- 
nahmen auf dem richtigen Weg. 
Die übliche Zunahme der Arbeitslosig- 
keit in der Urlaubszeit, in der weniger 
Neueinstellungen erfolgen, ist viel gerin- 
ger ausgefallen als erwartet. So ist die 
Arbeitslosenzahl in den alten Ländern im 
Juli um 92.600 angestiegen, im Vorjahr 
noch um 159.300. Saisonbereinigt liegt 
sogar ein Rückgang um 18.000 gegenüber 
dem Vorjahr vor. Auch in den neuen Län- 
dern beträgt der Anstieg mit 19.400 weni- 
ger als ein Drittel der Vergleichsmonate 
der Jahre 1992 und 1993. 
Eine positive Entwicklung ergibt sich 
auch aus dem weiteren Rückgang der 
Kurzarbeit. Die jetzige Kurzarbeiterzahl 
von 240.000 hat sich gegenüber dem Vor- 
jahresstand von 440.000 fast halbiert. 
Enorm ist die Bewegung auf dem Arbeits- 
markt. So waren allein im Juli über 
483.000 Abgänge aus der Arbeitslosigkeit 
zu verzeichnen. • 
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Chancen für innovative Bildungspolitik 
in den neuen Ländern genutzt 
Zur Situation der Schulen, Hochschu- 
len und der beruflichen Bildung in den 
neuen Ländern erklärten der Parla- 
mentarische Staatssekretär im Bun- 
desministerium für Bildung und Wis- 
senschaft, Norbert Lammert, der Kul- 
tusminister des Freistaates Thüringen, 
Dieter Althaus und der Staatsminister 
für Wissenschaft und Kunst des Frei- 
staates Sachsen, Hans-Joachim 
Meyer: 

Knapp vier Jahre nach der deutschen 
Einheit sind die Grundlagen eines neuen 
freiheitlichen und leistungsfähigen Bil- 
dungssystems in den neuen Ländern 
gelegt und der notwendige Umwand- 
lungsprozeß weitgehend abgeschlossen. 
Die Ausgangslage nach den ersten freien 
Wahlen in der ehemaligen DDR war 
auch im Bereich Schule, Hochschule und 
berufliche Bildung schwierig, da das Bil- 
dungssystem durch den ideologischen 
Einfluß der SED geprägt war. 
Junge Menschen sollten zu einer soziali- 
stischen Persönlichkeit erzogen werden 
und die Ziele der SED kritiklos akzeptie- 
ren. Wie in der Wirtschaft war in der ehe- 
maligen DDR die materielle Ausstattung 
der Schulen, Hochschulen und berufli- 
chen Ausbildungsstätten in weiten Teilen 
unzureichend. Lehrer und Dozenten hat- 
ten besonders „linientreu" zu sein. Lehr- 
kräfte ohne Parteibuch hatten kaum 
Chancen, verantwortungsvolle Positionen 
zu erreichen. 
Im Prozeß der inneren Einigung gelang 
es rasch, demokratische Strukturen zu 
schaffen und eine Erneuerung im Bil- 
dungssystem einzuleiten. Schul- und 
Hochschulgesetze wurden erarbeitet und 
die berufliche Bildung neu organisiert. 

Bund, Länder, Gemeinden, Wirtschaft 
und Sozialpartner haben in vielfältiger 
Weise mit Maßnahmen und Programmen 
diese Umwandlung unterstützt und 
begleitet. 
Der Bund ist seiner bildungspolitischen 
Verantwortung für die neuen Länder — 
trotz schwieriger Haushaltslage — 
gerecht geworden. Mit dem Hochschuler- 
neuerungsprogramm wurden annähernd 
2,5 Milliarden DM für die Hochschulen 
in den neuen Ländern bereitgestellt. 
Damit wurde die Grundlage für ein diffe* 
renziertes Ausbildungsangebot an 16 
Hochschulen, 21 Fachhochschulen, 12 
Kunst- und Musikhochschulen sowie 

Bilanz der Bildungspolitik 
nach der Einheit 

einer pädagogischen Hochschule in 
Erfurt geschaffen. In den Jahren 1992 
und 94 wurden 7 500 Professuren neu 
besetzt; eine einmalige Leistung in der 
deutschen Universitätsgeschichte. 
Seit dem 1. Januar 1991 wurde die Aus- 
bildungsförderung nach BAFöG in den 
neuen Ländern eingeführt. Dies erfor- 
derte einen raschen Aufbau einer funk- 
tionsfähigen Förderungsverwaltung, was 
in beispielhaft kurzer Zeit gelang. Um die 
Wohnraumsituation der Studenten zu 
verbessern, wurde ein Studentenwohn- 
raumprogramm in den neuen Ländern in 
der Höhe von 250 Millionen DM aufge- 
legt. 
Durch große gemeinsame Anstrengungen 
haben Wirtschaft, Bund, Länder sowie 
die Bundesanstalt für Arbeit es in den 
letzten drei Jahren erreicht, daß in den 
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neuen Ländern jedem ausbildungswilli- 
gen Jugendlichen eine Ausbildungsmög- 
'ichkeit angeboten werden konnte. Durch 
die „Gemeinschaftsinitiative Lehrstellen 
°st" konnten im Herbst 1993 für 10.000 
Schulabgänger außerbetriebliche Ausbil- 
dungsplätze geschaffen werden. Die 
finanziellen Mittel wurden durch Bund, 
Länder und vom europäischen Sozial- 
fonds (ESF) bereitgestellt. Das Bundeska- 
binett hat am 5. Juli 1994 beschlossen, 
daß auch im Jahr 1994 ein Sonderpro- 
gramm aufgelegt wird, damit alle Jugend- 
lichen in den neuen Ländern rechtzeitig 
2um 1. September 1994 mit ihrer Berufs- 
ausbildung beginnen können. 
Öie neuen Länder haben erfolgreich ihre 
Chance genutzt, in der Bildungspolitik 
neue Wege zu gehen. Additive Formen 
von Haupt- und Realschule, die soge- 
nannte Regelschule in Thüringen und die 
Mittelschule in Sachsen, weisen in der 
Schulpolitik neue Möglichkeiten auf. Die 
gymnasiale Schulzeit in den neuen Bun- 
desländern ist — mit Ausnahme von 

Brandenburg — kürzer als in den alten 
Ländern. Bereits nach dem 12. Schuljahr 
legen die Schüler in den neuen Ländern 
ihre Abiturprüfung ab. 

In den Landeshochschulgesetzen der 
neuen Länder wurden Reformen zur Ver- 
besserung der Studienstrukturen und zur 
Erhöhung des Stellenwertes der Lehre 
erstmalig gesetzgeberisch umgesetzt und 
den Universitäten und Fachhochschulen 
mehr Autonomie eingeräumt als in den 
westlichen Bundesländern. Neue Ausbil- 
dungsformen, wie die. Einrichtung von 
Berufsakademien mit ca. 3.000 Studien- 
plätzen in Sachsen, stellen eine attraktive 
Alternative zum Hochschulstudium dar, 
die über Baden-Württemberg hinaus auch 
von den alten Bundesländern verstärkt 
genutzt werden sollte. 

Die Bundesländer gehen in der Bildungs- 
politik selbstbewußt eigene neue Wege 
und nutzen die Chance für eine innova- 
tive Bildungspolitik mit Vorbildcharakter 
für die alten Bundesländer. • 

Nach zwei Jahren Schrumpfung 
wächst die Ostchemie wieder 

Nach Rückgängen in den Jahren 
1992 und 1993 wächst der Umsatz 
der ostdeutschen Chemieunterneh- 
men wieder. In den ersten fünf 
Monaten 1994 zogen der Gesamt- 
umsatz um 4,3 Prozent und der 
reine Chemieumsatz um 3,9 Pro- 
zent an. 
Auch die Produktivität habe sich dra- 
stisch verbessert, teilte der Bundesar- 
beitgeberverband Chemie mit. Die 
Ertragssituation sei aber noch immer 
extrem unbefriedigend. 
Nach der Entflechtung der Kombinate 
bestehe nun die Chance, kleine und 
rnittelständische Unternehmen zu 

schaffen, die schnell und günstig am 
Markt operieren könnten. Wenn die 
Privatisierungsprobleme, insbesondere 
in der sachsen-anhaltinischen Groß- 
chemie, gelöst seien, werde sich die 
ostdeutsche Chemie mit einem flexi- 
blen und marktnahen Produktionspro- 
gramm zumindest in Teilbereichen 
etablieren können. 

Der Gesamtumsatz je Beschäftigten 
stieg um mehr als 45 Prozent auf 
70.018 DM. Im Durchschnitt gab es 
von Januar bis Mai noch 40.400 
Beschäftigte. Das Bruttojahreseinkom- 
men stieg 1993 um rund ein Fünftel 
auf 33.826 DM. 

L 
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Leitlinien einer Reform des 
öffentlichen Dienstes 

Die Bundesregierung hat unlängst 
ihren Perspektivbericht über die 
Zukunft des öffentlichen Dienstes 
beschlossen. Mit den im Perspektiv- 
bericht vorgesehenen Maßnahmen 
sollen die vorhandenen Strukturen des 
Beamtenverhältnisses flexibilisiert und 
so der Personaleinsatz optimiert wer- 
den. Im wesentlichen ist folgendes vor- 
gesehen: 

• Stärkung des Leistungs- 
gesichtspunktes durch 

• Vergabe von Führungspositionen auf 
Zeit (zweijährige Probezeiten) 

• Erprobungszeiten vor Beförderungen 
von 3 Monaten bis zu 1 Jahr 

• Einführung von Leistungsprämien 

• Erhöhung der Flexibilität durch die 
Erleichterung von Laufbahnwech- 
sel, Abordnungen und Versetzungen 

• Erhöhung des Anteils der teilzeitbe- 
schäftigten Beamten 
(derzeit 17 Prozent) durch weitere 
Erleichterungen der Teilzeitbeschäfti- 
gung 

• Verbesserung der Polizeibesoldung 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion sieht 
den Perspektivbericht der Bundesregie- 
rung als bauchbare, wenn auch keines- 
wegs hinreichende Grundlage der in der 
kommenden Legislaturperiode vorzuneh- 
menden Reform des öffentlichen Dienst- 
rechts an. Sie wird deshalb einen zusätzli- 
chen Maßnahmenkatalog vorschlagen, 
damit der öffentliche Dienst auf der 
Grundlage des im Grundsatz bewährten 

Berufsbeamtentums an Haupt und Glie- 
dern erneuert werden kann. Dabei greift 
jedoch eine Betrachtungsweise, die aus- 
schließlich auf die Änderung des Beam- 
tenrechts zielt, zu kurz; vielmehr müssen 
Umfang und Art der bisherigen Staatstä- 
tigkeit insgesamt auf den Prüfstand 
gestellt werden. Aus unserer Sicht müßte 
der Perspektivbericht mithin u. a. um fol- 
gende Gesichtspunkte erweitert werden: 

| Umfassende Kritik der Staatsaufga- 
ben in Bund, Ländern und Gemeinden 
(Muß der Staat alle gegenwärtig wahrge- 
nommenen Aufgaben auch künftig erfül- 
len? Welche Aufgaben können ersatzlos 

Von Erwin Marschewski, 
innenpolitischer Sprecher der 

CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion 

gestrichen, privatisiert oder in den Ver- 
antwortungsbereich des Bürgers zurück- 
gegeben werden? Gibt es Möglichkeiten, 
einzelnen Bürgern oder Bürgervereini- 
gungen öffentliche Mittel zum Zweck der 
eigenverantwortlichen Wahrnehmung 
lokaler öffentlicher Aufgaben [z. B. im 
Bereich des Kindergarten- oder Sozialwe- 
sens] zu gewähren und dadurch die 
öffentliche Verwaltung zu entlasten?) 

|   Reform der Verwaltungsstrukturen 
(Entbürokratisierung und Verschlankung 
der Entscheidungsprozesse und Behör- 
denapparate insbesondere durch Delega- 
tion von Entscheidungsbefugnissen und 
Abflachung von Hierachien) 
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Cfl   Reform des Systems der Dienstal- 
tersstufen im Besoldungsrecht (leistungs- 
abhängige Vergabe statt altersbezogener 
»Automatik") 

«d   Umschichtung des Lebenseinkom- 
mens der Beamten, indem in jungen Jah- 
ren eine höhere Besoldung gewährt und 
dafür die Besoldung in vorgerücktem 
Alter entsprechend gesenkt wird, um den 
öffentlichen Dienst insbesondere für lei- 
stungsfähige Nachwuchskräfte attraktiv 
2u gestalten 

Üfl   Stärkere Ausdifferenzierung der 
Besoldung nach Verwaltungssparten und 
Einsatzorten; „Mangelbereiche" und 
Laufbahnen mit besonderen Anforderun- 
gen müssen besser bezahlt werden; 
ebenso ist es erforderlich, daß der Ortszu- 
schlag wieder seine ursprüngliche Funk- 
ten als Instrument zum Ausgleich regio- 
nal unterschiedlicher Lebenshaltungsko- 
sten übernimmt. 

•jq   Weitere Stärkung des Leistungsge- 
^chtspunktes bei der Besoldung mittels 
Einführung leistungs- bzw. aufgabenbe- 
2°gener und zeitlich begrenzt gewährter 
^ehaltsbestandteile; so könnte etwa eine 
"Vertreterzulage" eingeführt werden, die 
den Mehrarbeit übernehmenden Beamten 
^n den vom Dienstherrn eingesparten 
^ersonalkosten teilhaben läßt und 
dadurch motivationsfördernd wirken 
kann. 

*fl  Weitere Konkretisierung der im Per- 
sPektivbericht der Bundesregierung ledig- 
en abstrakt beschriebenen Maßnahmen 

*ur Steigerung der Flexibilisierung des 
ersonaleinsatzes und der Verbesserung 

der Polizeibesoldung. So sollten Abord- 
nungen ohne Zustimmung des Beamten 
künftig auf 3 Jahre (bisher 2 Jahre) befri- 
stet werden können und Versetzungerf 

urch eine erleichterte Anordnung der 
S°fortigen Vollziehung erleichtert wer- 

en- Im Bereich der Polizeibesoldung 

Wahlkampf-Argumente 

sollte der Stellenanteil im gehobenen 
Dienst erhöht und eine weitere Anhe- 
bung der Eingangsbesoldung für den 
mittleren Polizeivollzugsdienst erwogen 
werden. 

0|   Die Regelungen über die Versor- 
gung von Beamten, die während ihrer 
Dienstzeit für mehrere Dienstherren tätig 
waren, sollten weiter reformiert werden. 
War es bisher so, daß derjenige Dienst- 
herr, für den der Beamte am Ende seiner 
aktiven Dienstzeit tätig war, dessen 
gesamte Versorgung tragen mußte, ist mit 
der kürzlich vom Deutschen Bundestag 
in 2. und 3. Lesung verabschiedeten Neu- 
regelung des Beamtenversorgungsgeset- 
zes eine Teilung der Versorgungslasten 
zwischen den verschiedenen Diensther- 
ren entsprechend den Anteilen der bei 
ihnen abgeleisteten aktiven Dienstjahre 
für Beamte ab dem 45. Lebensjahr einge- 
führt worden. Diese Regelung sollte auf 
alle Beamten erstreckt werden, damit 
sichergestellt ist, daß nicht nur bei lebens- 
älteren Beamten Versetzungen zu ande- 
ren Dienstherren problemlos vollzogen 
werden können. 

Die amtsangemessene Alimentation 
kinderreicher Beamter nach den Vorga- 
ben der Entscheidung des Bundesverfas- 
sungsgerichts von 1990 (Erhöhung des 
kinderbezogenen Anteils des Ortszuschla- 
ges ab dem 3. Kind) muß unmittelbar 
nach der Bundestagswahl gesichert wer- 
den. Es geht nicht an, die verfassungswid- 
rige Benachteiligung dieses Personenkrei- 
ses fortzusetzen. • 



Seite 14  •  UiD 26/1994 WOHNEN 

Das „kleine Wunder" Wohnungsbau 
Bei einem Pressegespräch der CDU in 
Bonn im Juli legte der wohnungspoliti- 
sche Sprecher der Unionsfraktion, 
Dietmar Kansy, eine positive Bilanz 
der Wohnungsbaupolitik für die aus- 
laufende Legislaturperiode vor: 
Ausgangs der 12. Wahlperiode bleibt die 
Wohnungspolitik, besonders angesichts 
in den Großstädten und ihrem Umland 
noch bestehender Engpässe in der Woh- 
nungsversorgung, zwar weiterhin gefor- 
dert — aber sie bringt eine für die politi- 
sche Gestaltungskraft der nächsten vier 
Jahre hoffnungsfroh stimmende Aus- 
gangssituation ein: Ein seit fast zwei 
Jahrzehnten nicht mehr gekanntes 
Niveau an Fertigstellungen und Geneh- 
migungen neuer Wohnungen im früheren 
Bundesgebiet, wobei auch die Bewilligun- 
gen im sozialen Wohnungsbau inzwi- 
schen wieder die 100.000-Grenze deutlich 
übersteigen; auf diese Steigerung reagie- 
ren die Neuvertragsmieten mit einem ver- 
langsamten Anstieg bzw. sogar einem 
Absinken im oberen Preissegment; der 
Entschluß zum Bauen wird durch langfri- 
stig hohe Wertbeständigkeit der Immobi- 
lie, ein insgesamt noch günstiges Zinsni- 
veau und spürbare Beruhigung bei den 
Preisen für Bauleistungen erleichtert. 
Auch in Ostdeutschland ist der Woh- 
nungsbau jetzt mit der Überschreitung 
der 100.000-Grenze bei den Genehmigun- 
gen und der Investitionsoffensive zur 
Instandsetzung, Sanierung und Moderni- 
sierung der Wohnungen in die 
gewünschte Spur gekommen. 
Die nun schon im siebten Jahr stark auf- 
wärts gerichteten Tendenzen im Woh- 
nungsbau stützen sich auf das Konzept 
von CDU und CSU, sowohl den Staat in 
die Mitverantwortung für die Gestaltung 
attraktiver wettbewerbsfähiger Rahmen- 
bedingungen für Investitionen im Woh- 

nungsbau zu nehmen als auch den Bür- 
gern die Übernahme eines deutlich höhe- 
ren Anteils an den wahren Wohnkosten 
abzuverlangen, soweit die finanzielle Lei- 
stungsfähigkeit dazu vorhanden ist. 

Aus dem differenzierten Förderinstru- 
mentarium sind besonders hervorzuhe- 
ben: 
• Mit dem Wohnungsbauerleichterungs- 
gesetz von 1990 und dem Wohnbauland- 
gesetz von 1993 wurden die Belange der 
Wohnbedarfsbefriedigung wieder in den 

Wahlkampf-Argumente 

Vordergrund der Bauleitplanung und des 
Baugenehmigungsverfahrens gerückt. 

• 1989 Verbesserung der steuerlichen 
Abschreibungsmöglichkeiten für den frei' 
finanzierten Mietwohnungsbau und 
gezielte Förderung des Aus- und Umbaus 
im Gebäudebestand, nach der Wiederver- 
einigung gezielt auch für Ostdeutschland- 

• 1990 und 1991 Anhebungen des Bau- 
kindergeldes um insgesamt zwei Drittel, 
des steuerlichen Absetzungsbetrages und 
befristeter Schuldzinsenabzug zugunsten 
der selbstgenutzten Wohneigentumsbil- 
dung. 
• Mehrmalige Aufstockung der Förder- 
mittel für den sozialen Wohnungsbau, o,e 

1988 erst eingeführte vereinbarte Förde- 
rung setzte sich mehr und mehr durch; 
Sonderprogramme für Ballungsgebiete, 
Studentenwohnungen, Dachgeschoßaus- 
bau; in Ostdeutschland zusätzliche För- 
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derung über Gemeinschaftswerk Auf- 
schwung Ost, KfW und Altschulden-Ent- 
•astung. 
Es sollte aber nicht verschwiegen werden, 
daß auch die Mieter in dieser Auf- 
schwungphase mit einem — gemessen an 
der Preisentwicklung — im Schnitt über- 
Proportionalen Mietanstieg einen wichti- 
gen Beitrag für eine gestärkte Attraktivi- 
tät der Kapitalanlage in den Wohnungs- 
bau geleistet haben. Von den jüngsten 
Entspannungstendenzen dürfen keine 
mißverständlichen Signale ausgehen, 
etwa daß Wohnen billiger oder gar billig 
Werden könnte. Denn zu wenig wird 
beachtet, daß die quantitativen und quali- 
tativen Mehransprüche an Wohnraum 
der eigentliche Grund dafür sind, daß in 
den letzten Jahrzehnten der Mietanstieg 
stärker war als der Anstieg der allgemei- 
nen Lebenshaltungskosten. 
^>er ebenso bedeutsam ist auch die Tat- 
sache, daß von den Mietsteigerungen vor 
jdlem die mobilen und Erst-Haushalte 
getroffen werden; nach einer repräsenta- 
tiven Befragung eines wissenschaftlichen 
Forschungsinstitutes stieg die Miete im 
Schnitt um mehr als zwei Drittel, wenn 
'993 ein Langzeitmieter in eine Neubau- 
wohnung einzog. Wenn dennoch eine 
Reihe von Umfragen übereinstimmend 

den Eindruck bestätigt hat, daß die ganz 
überwiegende Mehrheit der Bürger (in 
Westdeutschland) ihre Mietbelastung als 
nicht zu hoch empfindet, dann signali- 
siert dies auch das Wissen um die verbes- 
serte eigene Wohnsituation und Sensibili- 
sierung gegenüber den tatsächlichen 
Kosten des Wohnens. 

Der Markt hat zu Recht die im letzten 
September in Kraft getretenen Miet- 
rechtsänderungen nicht als investitions- 
feindliche Kursänderung verstanden, wie 
es manche aufgeregte Stimmen im Vor- 
feld wahrmachen wollten. Über die 
Anhebung des Wohngeldes im Herbst 
1990 und der Einkommensgrenzen, die 
zum Anspruch auf eine Sozialwohnung 
führen, zum kommenden Oktober sowie 
über die Abwehr von umwandlungsbe- 
dingten Kündigungen durch das Sozial- 
klauselgesetz von 1993 konnte der sozial- 
verträgliche Schutz der Gruppen mit 
besonderen Versorgungsproblemen 
gestärkt werden. 

Wir sind stolz auf diese Leistungen, ohne 
zu vergessen, daß wir noch nicht über 
den Berg sind. Die nicht mehr zu überse- 
henden Erfolge sind der beste Beweis für 
die Richtigkeit unserer wohnungspoliti- 
schen Konzepte. • 

Handwerk steigert erneut Lehrstellen im Osten 
Das Handwerk wird 1994 die Zahl 
der neu abgeschlossenen Lehrver- 
träge in den neuen Bundesländern 
um über zehn Prozent steigern und 
damit einen wichtigen Beitrag zur 
Versorgung der Jugend mit einem 
ausreichenden Lehrstellenangebot 
leisten. 
Das hat Handwerkspräsident Heribert 
Späth beim Treffen des Bundeskanz- 
•ers mit Repräsentanten von Wirt- 
schaft und Gewerkschaften über die 

Entwicklung in den neuen Bundeslän- 
dern festgestellt. Nicht zuletzt der ver- 
stärkte Einsatz von zusätzlichen Lehr- 
stellenwerbern trage Früchte und 
bewirke, daß das Handwerk nach den 
hohen Steigerungsraten der vergange- 
nen Jahre (1993 über 20) nochmals 
kräftig zulegen könne. So melde bei- 
spielsweise die Handwerkskammer 
Potsdam doppelt so viele neuabge- 
schlossene Lehrverträge wie zum Ver- 
gleichsdatum des Vorjahres. 
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Zitat: Geschmacklose Verhöhnung 
Horst Niggemeier, Verteidi- 
gungsexperte der SPD-Bun- 
destagsfraktion, in der 
„Welt" vom 11. August 

In der Wahlkampfzentrale der PDS- 
Kommunisten beherrscht eine begna- 
dete Chuzpe das Handeln. Jene, die 
unter der Bezeichnung SEDfiir den 
gesellschaftlichen und ökonomischen 
Ruin in den jetzt neuen Bundesländern 
die ausschließliche Verantwortung tra- 
gen und sich dann in irreführender 
Anmaßung den Namen „Partei des 
demokratischen Sozialismus" (PDS) 
zugelegt haben, drehen heute wieder 
das große Rad. 

Die „roten Socken" wissen eben, wie es 
geht. Mit dem Zusammenbruch des 
SED-Regimes fand dieser Begriff von 
den „roten Socken" als Synonym für die 
privilegierten SED-Kader sehr schnell 
Eingang in den deutschen Wortschatz. 
Es war dies die sehr originäre Wort- 
schöpfung der unter dem SED-Joch lei- 
denden Menschen. 

Doch die Geschicklichkeit der PDS- 
Kommunisten hat aus diesem negativ 
belegten Begriff ein Aktivumfür ihre 
Mitglieder gemacht. So wird berichtet, 
daß es im Wahlkampfmittel-Arsenal 
der Gysi, Bisky, Modrow und Co. jetzt 
die „rote Socke" als Anstecknadel 

geben soll. Was sich dafür den politi- 
schen Normalverbraucher möglicher- 
weise nur als witziger Wahlkampf-Gag 
darstellen mag, ist in Wahrheit die 
geschmacklose Verhöhnung all der 
Menschen, die unter diesen „roten Sok- 
ken"gelitten haben. 

„ Wir sind das Volk" war 1989 der gran- 
diose Kampfesruf gegen das SED- 
Regime auf den Massendemonstratio- 
nen in Leipzig und anderswo. Diesem 
Volk wird jetzt fröhlich von den PDS- 
Kommunisten per Anstecknadel entge- 
gengehalten: Wir sind die „roten Sok- 
ken", und darauf bilden wir uns was 
ein. 

Man stelle sich einmal vor, die in der 
Nazizeit im Volksmund hämisch als 
„Goldfasane"beschriebenen Führungs- 
cliquen der NSDAP würden vier Jahre 
nach Kriegsende, also 1949, einen 
„Mini-Goldfasan" als Anstecknadel für 
die ehemaligen Nazi-Führerfiguren und 
ihre gläubigen Anhänger („ Unter Hitler 
war ja schließlich nicht alles schlecht") 
als Erkennungszeichen herausgegeben 
haben? Nein, das ist nicht vorstellbar! 

So darf es auch 1994 keinen Unter- 
schied machen, wenn Links- oder 
Rechtsextremismus sich in schnöder 
Weise mit höhnischem Sarkasmus von 
den Schandtaten ihrer Machthaberzeit 
hinweglügen wollen. 

Inflationsrate im Juli unter drei Prozent 
Erstmals seit mehr als drei Jahren ist die jährliche Inflationsrate in Westdeutsch- 
land unter die 3-Prozent-Marke gerutscht. Nach Angaben des Statistischen Bun- 
desamtes in Wiesbaden mußten die privaten Haushalte im Juli 2,9 Prozent mehr 
für ihre Lebenshaltung bezahlen als vor Jahresfrist. Zuletzt war eine Inflations- 
rate von unter drei Prozent im April 1991 mit ebenfalls 2,9 Prozent gemessen 
worden. 
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Asienkonzept der Bundesregierung: 

Präsenz auf den Weltmärkten sichert 
Zukunft des Wirtschaftsstandorts 
Kaum ein anderes Land ist so stark 
Jjit der Weltwirtschaft verflochten wie 
Deutschland. Gut ein Fünftel unseres 
Bruttosozialprodukts wird im Export 
Wirtschaftet. Jeder fünfte Arbeits- 
platz hängt von unseren Exportleistun- 
jjn ab. Der Außenhandel ist die 
Hauptantriebskraft des beginnenden 
y'rtschaftsaufschwungs in West- 
deutschland. 

^as im Oktober 1993 verabschiedete 
Js»enkonzept der CDU-geführten Bun- 
esregierung ist eine gute Basis dafür, 
aß deutsche Unternehmen von der Ent- 
»cklung der dynamischen Volkswirt- 

chaften im asiatisch-pazifischen Raum 
J?°fitieren — die OECD prognostiziert 
ur diese Region ein jährliches Wirt- 
^haftswachstum von rund 7 Prozent. Das 

Slenkonzept setzt u. a. auf den Ausbau 
es Handelskammernetzes und der Wirt- 
chaftsdienste der Botschaften und Gene- 
Konsulate, auf zusätzliche Veranstal- 
ten in Form von Auslandsmessen und 
j °uferenzen, Exportkreditversicherung, 
nvestitionsförderung, wissenschaftlich- 

philologische Zusammenarbeit in den 
Reichen Hochtechnologie, Umwelt- 
üutz, Telekommunikation, Energie- 

^nd Verkehrsinfrastruktur, wo deutsche 
itternehmen traditionell eine starke 

Teilung auf dem Weltmarkt haben, und 
den Ausbau der Beziehungen der EU 

i960 
asiatisch-pazifischen Raum. 

- erzeugte Asien 4 Prozent des Welt- 
y.uttosozialprodukts, heute ist es ein 
sioK^61, im Jahr 2000 werden es voraus- 
lJr\tlicn 35 Prozent sein. Für Deutsch- 
: nd wird der Asien-Pazifik-Handel 
mmer wichtiger: 

• 1993 sanken die Gesamteinfuhren der 
Bundesrepublik im Vergleich zum Vor- 
jahr um 15 Prozent von rund 638 Milliar- 
den DM auf 545 Milliarden DM. Die 
Gesamteinfuhren aus der Asien-Pazifik- 
Region blieben hingegen konstant bei 
rund 98 Milliarden DM. 

• Die Gesamtausfuhren gingen im Jah- 
resvergleich um 10 Prozent von 671 Milli- 
arden auf 604 Milliarden DM zurück. In 
den asiatisch-pazifischen Raum konnten 
dagegen 17 Prozent mehr Waren expor- 
tiert werden, der Ausfuhrwert stieg von 
64 Milliarden DM 1992 auf 75 Milliarden 
DM im vergangenen Jahr. 

Nach Schätzungen des DI HT werden die 
deutschen Exporte in diesem Jahr um gut 
5 Prozent zunehmen. Mit 12 Prozent sind 
die größten Steigerungsraten vom asia- 
tisch-pazifischen Markt, der rund die 
Hälfte der Weltbevölkerung umfaßt, zu 
erwarten. Aber auch die Ausfuhren nach 
Nordamerika und Lateinamerika dürften 
um 6,5 bzw. 6 Prozent wachsen. 

Die deutsche Wirtschaft muß ihre Prä- 
senz auf den Wachstumsmärkten der 
Welt verstärken und ihren Handel vor 
allem mit diesen zukunftsträchtigen 
Regionen intensivieren. Der Anteil der 
Staaten des EWR (EU und Efta) am deut- 
schen Außenhandel von rund zwei Drittel 
1993 wird in den kommenden Jahren wei- 
ter zurückgehen. Die CDU-geführte Bun- 
desregierung setzt mit der deutschen 
Wirtschaft verstärkt auf Wachstumsregio- 
nen außerhalb Westeuropas. Nur wenn 
wir uns dem globalen Wettbewerb stellen, 
sichern wir den Wirtschaftsstandort 
Deutschland und schaffen zusätzliche 
Arbeitsplätze. • 
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Zur Diskussion über Sozialhilfe und 
Armut in Deutschland hat die Bundes- 
ministerin für Familie und Senioren, 
Hannelore Rönsch, die folgenden Fak- 
ten veröffentlicht: 

Auf wenigen Feldern kursieren so wider- 
sprüchliche und oberflächliche Angaben 
wie bei den Themen Sozialhilfe und 
Armut. Dies fängt schon damit an, daß 
Sozialhilfe und Armut in der öffentlichen 
Diskussion gleichgesetzt werden. 

Nicht jeder, der Sozialhilfe bezieht, ist 
auch als arm zu bezeichnen. Sozialhilfe 
ist vielmehr bewußt darauf angelegt, das 
Abgleiten in Armut so oft wie möglich zu 
verhindern. Sozialhilfe sichert in aller 
Regel nicht nur die nackte Existenz, son- 
dern auch die Teilnahme am gesellschaft- 
lichen Leben. Sie wird oft nur vorüberge- 
hend bezogen, z. B. als Krankenhilfe 
oder, um die Zeit bis zur Bewilligung des 
Arbeitslosengeldes zu überbrücken. 

Armut tritt dagegen vor allem dann auf, 
wenn Probleme wie Verschuldung, hohe 
Mietbelastung, Langzeitarbeitslosigkeit 
oder andere Krisenfaktoren zusammen- 
treffen. Denn dann fühlen sich Menschen 
ausgegrenzt, an den Rand der Gesell- 
schaft gedrängt. Und dann können sie 
sich oft nur noch schwer aus eigener 
Kraft aus ihrer Situation befreien. 

Das Problem sozialer Ausgrenzung darf 
auf keinen Fall verharmlost werden. Die 
Augen vor solcher Not zu verschließen, 
wäre kaltherzig und politisch völlig unan- 
gemessen. Genau so indiskutabel ist es 
aber, wenn SPD und DGB in regelmäßi- 
gen Abständen ein Horrorgemälde zeich- 
nen, die Tatsachen verzerren und die 
Menschen in Deutschland glauben 

machen wollen, ein großer Teil der Bevö - 
kerung sei während unserer Regierungs- 
zeit in Armut abgedriftet. 

Kinder, Jugendliche und Eltern, die 
Sozialhilfe benötigen, sind durch unser 
soziales Netz besser als in vielen anderen 
Staaten der Welt geschützt. Ihre Existenz 
ist in der Regel durch die Sozialhilfe ges1' 
chert. Gleichwohl brauchen diese Fami- 
lien eine starke Solidarität der Gesell- 
schaft, damit sie wieder Selbsthilfekräfte 
entfalten und aus der Sozialhilfe heraus- 
finden können. 
Vor allem brauchen die betroffenen Kin' 
der und Familien eine positive wirtscha» 

Armut in Deutschland 
inmitten von Reichtum 
und Überfluß muß so 
selten wie möglich sein. 

liehe Entwicklung und einen Rückgang 
der Arbeitslosigkeit. Denn Arbeitslosig- 
keit ist die häufigste Ursache dafür, daU 
Familien von Sozialhilfe abhängig wer- 
den. Die Familienpolitik kann diese 
Ursache durch ihre finanziellen Leistun- 
gen nicht verändern. Familienpolitik 
kann die materiellen Probleme dieser 
Familien lediglich lindern. 

Die Darstellung, eine Million Kinder un 
Jugendliche lebten in Deutschland in 
Armut, ist übertrieben. Wer Sozialhilfe 

bezieht, ist nicht zwangsläufig auch arm- 
Denn es ist ja gerade Aufgabe der Sozia 
hilfe, Armut zu vermeiden und eine me 
schenwürdige Existenz zu ermöglichen- 
Außerdem ist davon auszugehen, daß 
Ende 1992 fast ein Drittel der rd. 870.0^ 
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Rinder und Jugendlichen in der Sozial- 
Jülfe Familien von Asylbewerbern ange- 
hörte. 

Selbstverständliche Hilfe  

^°n Sozialhilfe dürften etwa 600.000 bis 
620.000 Kinder oder Jugendliche abhän- 
pg sein, die dauerhaft in Deutschland 
^oen. Wegen des existenzsich'ernden 
Charakters der Sozialhilfe läßt sich — 
?®riös betrachtet — nur ein Teil von 
hnen als arm bezeichnen. Beiden Grup- 

Pen» jungen Menschen und Familien in 
^mut bzw. innerhalb der Sozialhilfe, 
jj^ß selbstverständlich geholfen werden, 

eispielsweise durch Schuldnerberatung 
nd durch Arbeitsbeschaffungsmaßnah- 

men. 
er schwierigen wirtschaftlichen Situa- 
0ri von Alleinerziehenden wird durch 

a
nser sehr differenziertes Sozialsystem 

. cn heute schon in besonderer Weise 
Ahnung getragen. Alleinerziehende be- 
kirnen heute zusätzlich zum regulären 

4ft^
amüferegelsatz einen Zuschlag von 

2(K    Zent (Segenwärtig durchschnittlich 
b.5 ÖM). Auch der Regelsatz für Kinder 
,    2u sieben Jahren ist für Alleinerzie- 
s;

e?de höher als sonst. Außerdem erhöht 
. n die Sozialhilfe in den ersten beiden 
Üb 
AU 

er*sjahren eines Kindes sowohl bei 
t anerziehenden als auch bei anderen 
Dtollien mit andern um monatlich 600 
2ij Erziehungsgeld, das nicht auf die So- 

a,hilfe angerechnet wird. 

1993 wurde in das Bundessozialhilfege- 
setz aufgenommen, daß Alleinerziehende 
bei der Vergabe von Kinderbetreuungs- 
plätzen bevorzugt berücksichtigt werden 
sollen, da eine häufige Ursache für 
Sozialhilfebezug mangelnde Kinderbe- 
treuung und damit die fehlende Möglich- 
keit zum Arbeiten ist. 

Einem Alleinerziehenden mit einem unter 
7jährigen Kind wird in den alten Bundes- 
ländern durch die Sozialhilfe pro Monat 
ein Bedarf von durchschnittlich 1.848 
DM netto gesichert, in den neuen Bun- 
desländern sind es durchschnittlich 1.521 
DM inkl. der Miete und der Heizkosten. 
Bei einem Ehepaar mit zwei Kindern in 
den alten Bundesländern besteht durch 
Sozialhilfe ein abgesicherter Anspruch 
von 2.777 DM im Monat, in den neuen 
Ländern von 2.372 DM. Damit ist es 
nicht möglich, einen luxuriösen Lebens- 
wandel zu führen, die Existenz ist aber 
abgesichert und ein menschenwürdiges 
Leben in aller Regel garantiert. 

Kein Almosen 

Wir dürfen zugleich nicht müde werden, 
in Not geratenen Menschen Mut zu 
machen, Sozialhilfe zu beantragen. 
Sozialhilfe ist kein Almosen. Wer diese 
Leistung braucht, hat einen Rechtsan- 
spruch darauf. Armut in Deutschland 
inmitten von Reichtum und Überfluß 
muß so selten wie möglich sein. 

Neuauflage des Frischluft-Jahresprogramms 
Der Christlich demokratische Kinder- und Jugendverband Frischluft e.V. hat für 
d'e zweite Jahreshälfte 1994 sein Veranstaltungsprogramm neu herausgegeben. 
^'e Broschüre mit vielen interessanten Ankündigungen von Seminaren, interna- 
tionalen Jugendbegegnungen, Freizeiten und anderen attraktiven Angeboten 
*ar>n angefordert werden bei: Frischluft e.V., Annaberger Straße 283, 53175 
B°nn, Telefon (0228) 310023, Fax (0228) 314703. 
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Aktionsprogramm 1994/1995: 

Kommunale Selbstverwaltung stärken 
Zu den aktuellen Arbeitsschwer- 
punkten der Kommunalpolitik von 
CDU und CSU erklärte der Bun- 
desvorsitzende der Kommunalpoliti- 
schen Vereinigung, Horst Waffen- 
schmidt: 

• Mit der Pflegeversicherung für 
mehr soziale Verantwortung vor 
Ort! 

Mit der Einführung der Pflegeversiche- 
rung wurde eine bedeutsame Forderung 
der KPV für die betroffenen Menschen 
und die Städte, Gemeinden und Kreise 
erfüllt. Die KPV wird sich überall dafür 
einsetzen, daß die neuen Möglichkeiten 
für die Pflege im Geiste des Gesetzes 
umgesetzt werden, insbesondere die 
Chancen für die häusliche Pflege genutzt 
werden. 
Die Pflegeversicherung ist zugleich ein 
großes Entlastungsprogramm für die 
Sozialhilfe! Das ist auch notwendig, denn 
die kommunalen Haushalte könnten die 
stark wachsenden Finanzierungslasten in 
diesem Bereich auf Dauer nicht alleine 
tragen. 
Die Entlastungen für die Sozialhilfe 
betragen: 
• ab 1995: rd. 1,1 Mrd. DM jährlich 
• ab 1996: rd. 6,0 Mrd. DM jährlich 
• ab 1997: rd. 10,0 bis 11 Mrd. DM jähr- 

lich. 
Die Länder werden aufgefordert, ihre 
Verantwortung für die Vorhaltung der 
pflegerischen Versorgunsstruktur wahrzu- 
nehmen, wie das Gesetz zur Pflegeversi- 
cherung festlegt. Die Gestaltung des 
neuen Länderrechts darf jedoch nicht zu 
solchen Abhängigkeiten und Belastungen 

in der Sozialhilfe führen, die Sinn und 
Ziel der Pflegeversicherung, mehr Unab- 
hängigkeit von Sozialhilfe zu erreichen, 
beeinträchtigen. 
In den neuen Ländern müssen die 6,4 
Mrd. DM für Pflegeeinrichtungen — 8 
Jahre lang je 800 Mio. DM — von Län- 
dern und Kommunen gemeinsam sehne' 
und effektiv für eine funktionstüchtige 
und menschenfreundliche Pflegeinfra- 
struktur eingesetzt werden. 
Zugleich sichert die Pflegeversicherung 
in großem Umfang bestehende und neue 
Arbeitsplätze. Die KPV will die freien 

Wahlkampf-Argumente 

Träger verstärkt ermutigen, in diesem 
Bereich Einsatzbereitschaft zu erhalten 
und auszubauen. 

• Solidarpaktmittel auch für die 
Kommunen! 

Beim Solidarpakt zwischen Bund und 
Ländern 1993 haben die Länder gut abg 
schnitten. U.a. erhielten sie einen erheb- 
lich höheren Teil an der Umsatzsteuer. 
Der Länderanteil an der Umsatzsteuer 
wird ab 1995 um 7 Punkte auf 44 v.H- 
aufgestockt, das sind zusätzlich 16,5 Mr 

DM jährlich für die Länder. Dazu kom- 
men weitere Bundeszuweisungen. 
Die Bundes-KPV hat immer wieder in 
der Öffentlichkeit darauf hingewiesen, 
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jkß die Länder das Geld auch für die 
yemeinden bekommen. Das muß jetzt 
. oerall bei den Finanzausgleichsgesetzen 
j] den Ländern für die Kommunen zur 

eltung kommen; alle Einnahmen und 
usgaben müssen solidarisch verteilt 

Werden. Dafür setzt sich die KPV überall 
mit ihren Möglichkeiten ein. 
% Besonderes gilt für die 

neuen Länder: 
er Fonds Deutsche Einheit, durch den 
le neuen Länder pro Jahr durchschnitt- 

a
lch rd. 35 Mrd. DM erhielten, läuft 1994 
Us- Ab 1995 werden die neuen Länder in 
en bundesstaatlichen Finanzausgleich 

p..  ezogen. Infolge der Beschlüsse zum 
deralen Konsolidierungsprogramm 
rde der bundesstaatliche Finanzaus- 

°!eich neu geordnet. Konkret: 1995 wird 
" Transfervolumen von rd. 54,1 Mrd. 
^ die Finanzausstattung der neuen 
nder und ihrer Gemeinden sichern. 

^ Leistungen in Höhe von 54,1 Mrd. 
^ pro Jahr fließen entsprechend der 

^el ^es Grundgesetzes an die ein- 
nen neuen Länder. Sie werden bereit- 

s.   
e"t, um auch die künftige Finanzaus- 
tung der kommunalen Haushalte in 

, n neuen Ländern abzusichern. Jetzt 
G mmt es darauf an, daß die Städte, 
.feinden und Kreise in den neuen 
p-   dern rechtzeitig wissen, mit welchen 
ne

na"2rnitteln sie ab 1995 jährlich rech- 
\ye

n können. Deshalb ist es notwendig, 
SQ  

n die zuständigen Landesregierungen 
echtzeitig wie eben möglich die 

Grundstrukturen ihrer Finanzausgleichs- 
gesetze im engen Kontakt mit den Vertre- 
tern der Städte, Gemeinden und Kreise 
und der Kommunalen Spitzenverbände 
erarbeiten. 
Die Gesamttransferleistungen von rd. 
54,1 Mrd. DM in 1995 verteilen sich nach 
Vorausberechnungen wie folgt auf die 
einzelnen neuen Länder: 
• Berlin: 8,555 Mrd. DM 
• Sachsen: 14,278 Mrd. DM 
• Sachsen-Anhalt: 8,905 Mrd. DM 
• Thüringen: 8,196 Mrd. DM 
• Brandenburg: 8,080 Mrd. DM 
• Mecklenburg-Vorpommern: 6,124 

Mrd. DM 
• Insgesamt: 54.138 Mrd. DM. 

• Mehr finanzielle Eigenverant- 
wortung für die Kommunen! 

Dem Artikel 28 Abs. 2 des Grundgesetzes 
wird folgender Satz 3 angefügt: „Die 
Gewährleistung der Selbstverwaltung 
umfaßt auch die Grundlagen der finan- 
ziellen Eigenverantwortung." 
Der Bundestag hat auf Vorschlag der Ver- 
fassungskommission von Bundestag und 
Bundesrat mit verfassungsändernder 
Mehrheit beschlossen, die Garantie für 
die kommunale Selbstverwaltung in Art. 
28 des Grundgesetzes zu stärken, indem 
die Grundlagen für die finanzielle Eigen- 
verantwortung der Kommunen besonders 
geschützt werden. Die KPV hat sich 
nachdrücklich für diese Ergänzung des 

"Orst WaffenSChmidt: Hauptarbeitsschwerpunkt für die Kommunal- 
politiker von CDU und CSU bleibt in den nächsten Wochen der Einsatz in den 
^stehenden Wahlkämpfen. Dies gilt insbesondere im Blick auf die Bundestags- 
wahl am 16. Oktober 1994. Wir werden uns mit aller Kraft für einen Wahlsieg der 

n'on mit Bundeskanzler Helmut Kohl an der Spitze einsetzen. Hier sind die kom- 
munalen Anliegen in guten Händen. Der politische Einsatz der Union für die Pf/e- 
9eversicherung und ein neues Asylrecht haben dies eindrucksvoll bewiesen! 
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Grundgesetzes eingesetzt! Darum wird 
der Bundestagsbeschluß sehr begrüßt! 
Die Länder werden gebeten, ihn auch im 
Bundesrat zu unterstützen. 

Im Sinne dieser Initiative ist es nun 
bedeutsam, die finanzielle Eigen- 
verantwortung der Kommunen in 
der Praxis weiter zu stärken! 

Die KPV nimmt die erfolgreiche Initia- 
tive zur Stärkung der kommunalen Selbst- 
verwaltung im Grundgesetz zum Anlaß 
für erneute realistische Aktivitäten zur 
Stärkung der finanziellen Eigenverant- 
wortung der Kommunen. Die anhalten- 
den kommunalen Sorgen und Anliegen 
kommen nämlich nicht nur aus der Fülle 
ihrer Aufgaben, sondern auch aus einem 
Defizit an finanzieller Eigenverantwor- 
tung. 

Deshalb startet die KPV eine erneute 
Offensive für mehr finanzielle Eigenver- 
antwortung der Kommunen! Ziele dieser 
Aktivitäten sind u.a.: 

• Mehr eigenverantwortlich einsetzbare 
Finanzmittel statt Zweckdotationen! 

Buchtip 

Norbert Potthoff: 
Scientology & Wirtschaft. 
Der WISE-Report. 

Unterhaltsam ist das neue Buch von 
Norbert Potthoff über den Wirtschafts- 
zweig WISE (World Institute of Sciento- 
logy Enterprises) von Scientology 
gewiß nicht. Doch wer den Autor von 
seinen zahlreichen Vorträgen kennt, 
weiß die Lebendigkeit zu schätzen, mit 
der er Fakten und komplizierte Zusam- 
menhänge deutlich macht. 

• Mehr direkte Beteiligung an Steuer- 
einnahmen statt Zuschußwesen! 

• Mehr Privatisierung, wo dies möglich 
ist, insbesondere in Versorgungs- und 
Entsorgungsbereichen, um die öffent- 
liche Verwaltung zu entlasten! 

• Der Gebietsreform muß überall die 
Zuständigkeitsreform folgen, d.h. 
Zuständigkeit mit Finanzverantwor- 
tung so bürgernah wie möglich. 

Die KPV wird alle ihre Möglichkeiten i*1 

Bund, Ländern und Kommunen, Wirt- 
schaft und Gesellschaft für diese Ziele 
einsetzen, denn es geht auch darum, 
durch mehr finanzielle Eigenverantwor- 
tung die Mitwirkung in der kommunale0 

Selbstverwaltung für die Bürger attrakti- 
ver zu machen. Hauptziel der Aktivitäten 
der Kommunalpolitiker von CDU und 
CSU ist die Stärkung des Standorts 
Deutschland und Förderung des wirt- 
schaftlichen Aufschwungs, denn eine 
gute wirtschaftliche Entwicklung ist die 
beste Initiative für die kommunalen Kas' 
sen und die sichere Grundlage, auch 
soziale und kulturelle Aufgaben zu fin*111' 
zieren. 

Die Auseinandersetzung mit der totali- 
tären, antidemokratischen Bewegung 
und deren staatsfeindlichen Zielen ist 
aus der politischen Arbeit der Union, 
speziell der Jungen Union, nicht mehr 
wegzudenken. Das bedeutet auch die 
Verpflichtung, korrekte und im richti- 
gen Zusammenhang stehende Informa- 
tionen über diese neue Form organi- 
sierter Kriminalität zu verwenden und 
zu verbreiten. — Bestellungen an: 

Norbert Potthoff, 
Nordstr. 47, 47798 Krefeld. 
1 Exemplar: 14 DM; Sammel- 
best. ab 10 Exempl.: 10 DM. 
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Politik für künftige Generationen 
j£om 24. bis 30. Juli veranstaltete der 
J*'ng Christlich-Demokratischer Stu- 
J«Hten (RCDS) die 18. Sommer-Uni- 
ersität seines europäischen Dachver- 

ri?r?es EuroPean Democrat Students 
ltDS) in Greifswald. EDS als Zusam- 
menschluß christdemokratischer, kon- 
ervativer und liberaler Studentenor- 

gnisationen repräsentiert ca. 80.000 
tadenten aus derzeit 28 europäischen 

Manila.... andern. 
le Veranstaltung unter der Schirmherr- 

Schaft von Bundeskanzler Helmut Kohl 
nd des schwedischen Ministerpräsiden- 

*en Carl Bildt, selbst einmal EDS-Vorsit- 
»5nder, stellte den Aufbau der jungen 

emokratien Osteuropas und die Ent- 
. lcklung einer europäischen Hochschul- 
t
andschaft in ihr Zentrum. Der Veranstal- 
j ngsort Greifswald unterstich mit seiner 
. 8e in der baltischen Region, seiner 

a«e zu den osteuropäischen Staaten 
und vor allem mit den deutlich sichtbaren 

'chen des Neuaufbaus nach dem Ende 
"es sozialistischen Systems die themati- 

. "e Schwerpunktsetzung der Sommer- 
Universität. 

J*ege Diskussionen 
-Ilhochrangige Gäste 
Di le 200 Teilnehmer, darunter viele Stu- 
ten

nten aus Mittel- und Osteuropa, nutz- 
en c   ^e^e8enrieit, um in einen intensi- 
tr   

trfahrungs- und Ideenaustausch zu 
tj, en- In Arbeitsgruppen wurden The- 
y    v°n »Brauchen wir eine europäische 
jjai assung?" bis hin zu „Ein internatio- 
K es Datennetz für EDS" diskutiert. 
ge 

n
h
eben hatten die Teilnehmer die Gele- 

•%r l' Unter dem Motto „Politik für 
Gä      Q. Generationen" mit zahlreichen 

' en ins Gespräch zu kommen. 

Als Gäste der Veranstaltung konnten 
unter anderem Ministerpräsident Berndt 
Seite, Kultusministerin Steffie Schnoor, 
Generalsekretär Peter Hintze, der Präsi- 
dent der Hochschulrektorenkonferenz, 
Prof. Dr. Hans-Uwe Erichsen, und der 
Bundesgeschäftsführer des Wirtschaftsra- 

RCDS richtete Sommer- 
Universität für 200 
europäische Studenten aus 

tes der CDU e. V., Rüdiger von Voss, 
begrüßt werden. Auch Bundesfor- 
schungsminister Paul Krüger stellte sich 
mit einem Überraschungsbesuch der Dis- 
kussion. 

RCDS erneut im EDS-Vorstand 
vertreten 

Im Anschluß an die Sommer-Universität 
fand in Berlin das EDS-Jahrestreffen 
statt. Neben der Verabschiedung eines 
hochschulpolitischen Programms standen 
dort die Neuwahlen des Vorstandes im 
Mittelpunkt. Mit großem Beifall wurde 
Tim Arnold, Student der Geschichtswis- 
senschaft aus Bonn, als EDS-Vorsitzen- 
der verabschiedet, unter dessen einjähri- 
ger Führung der Verband entscheidend 
an Größe und Durchsetzungskraft 
gewonnen hat. Seine Nachfolge aus deut- 
scher Sicht tritt Christoph Menningen, 
Student der Betriebswirtschaft aus Trier 
und stv. Bundesvorsitzender des RCDS 
1993, als neuer stv. EDS-Vorsitzender an. 

Aus der Rede von Generalsekretär 
Peter Hintze über „Die Zukunft 
der Parteien" am 26. Juli in der 
Universität Greifswald: S. 36—39. 
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Generalsekretär Peter Hintze 
war Gast der Konferenz der 
European Democratic Students 
(EDS). Im Rahmen ihrer Som- 
merakademie hielt der General- 
sekretär einen Vortrag zum 
Thema „Policies for future 
generations" in der Greifswal- 
der Universität. Wir dokumen- 
tieren hier einen Teil seiner 
Rede: 
Eine wichtige Rahmenbedingung für 
Politik an der Schwelle zum 21. Jahrhun- 
dert sehe ich in folgender Entwicklung: 
Nahezu alle großen Untersuchungen zei- 
gen, daß in den meisten westlichen 
Gesellschaften vergleichbare Megatrends 
zu verzeichnen sind; nämlich ein zuneh- 
mender Pluralismus einerseits und ein 
ausgeprägter Individualismus anderer- 
seits. Wir haben es zu tun mit einer, wie 
die Forscher sagen, Multi- 
Options-Gesellschaft, die zunehmend 
gekennzeichnet ist von dem "vagabundie- 
renden Konsumenten", der in sich 
scheinbar widersprüchlich ist und sehr 
schwer berechenbar geworden ist. 
Der Lebensstil der Menschen ist geprägt 
durch eine neue Vielfältigkeit. Neben 
dem extrem ansteigenden Stellenwert der 
Freizeit sehen wir trendhaft die ständige 
Verlagerung der Interessen. Das echte 
Interesse an öffentlichen und sozialen 
Anliegen geht ganz klar zurück. Engage- 
ment wird, weil es weniger anstrengt, 
durch Verbalismen kompensiert. Autori- 
tät und Institutionen zerfallen. Die Jun- 
gen akzeptieren die Autorität gesell- 
schaftlicher Institutionen immer weniger. 

Junge Leute glauben zwar noch an die 
bewegenden Kräfte der Kreativität und 
der Persönlichkeit, aber kaum noch, da 
hierarchische Organisationsformen etw • 
bewegen können. Junge Menschen, dies 
belegen die Studien, binden sich immer 
weniger gerne an Institutionen, denen si 
ein Leben lang dienen sollen. Der ein- 
zelne hält sich möglichst viele Optionen 
frei. Er möchte sich nicht gerne festlege 
und wechselt gerne, dem Zeitgeist gema ' 
die Fronten. 
Im Politischen schlägt sich dieser Mega' 
Trend in zwei Gruppen nieder, die im 
Wachsen begriffen sind: den Nichtwän- 
lern und den Wechselwählern. Die Nicn 

Peter Hintze: Wir müssen 
beweglich bleiben 
und unsere Offenheit 
für Neues bewahren. 

Wähler sind Ausdruck einer Haltung» 
von festen Bindungen Abstand nimmt- 
Dies sollte man nicht unterschätzen. $° 
zeigte sich zum Beispiel in Deutschlan 
bei der ersten gesamtdeutschen Bunde 
tagswahl eine Wahlbeteiligung von nu 
77,8 Prozent. Dies war die niedrigste 
Beteiligung seit 1949. 
Ähnlich wie die Zahl der NichtWähler 
stieg auch die Zahl der Wechselwähler 
Die Flexibilisierung des Wahlverhalte^ 
korrespondiert wiederum mit den Eig 
schaffen des Bürgers und dessen Mot 
„change, then change again". 
Für die Politik bedeutet dies dreierlei- ^ 
Ihre Kommunikation muß sich auf d«e 

„fluktuierende Subjekt" einrichten; t*1 
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r°grammatik muß so beschaffen sein, 
jjaß sie der Vielfalt der Meinungen und 

fientierungen entgegenkommt; und 
chließlich müssen die Organisations- 

^"ukturen der Parteien dem Multi- 
Ptions-Menschen Einstiegsmöglichkei- 

en auf allen Ebenen anbieten können. 
• • • 

Was der Bürger von den Parteien erwar- 
bt, ist schlicht und ergreifend eines: Pro- 
lemlösungen. Der Bürger möchte, daß 
0 schnell wie möglich die negativen Fol- 
|en menschlichen Handelns durch die 
°'itik beseitigt werden. Überdies möchte 
r gewisse Orientierungen vorgegeben 
nd Visionen vermittelt haben. Aller- 
!ngs, auch dies zeigen die jüngsten Stu- 
!en, sieht er in den Parteien schon lange 
lcnt mehr die großen Wertgebungsin- 

stanzen. 
as erste Problem, das sich für die Par- 

ken auftut, ist ein politischer Spagat 
esonderer Art: Der Bürger verlangt 

Jjnerseits, daß die Parteien die globalen 
fobleme, angefangen von der Ökologie 
ls hin zum Weltfrieden, lösen. Anderer- 

, lts sollen sie sich um die kleinen Pro- 
leme vor Ort, die Umgehungsstraße und 
en örtlichen Kindergarten, kümmern. 
er Politiker von morgen muß demnach 

lner sein, der ganz Staatsmann mit inter- 
zonalen Qualitäten ist, zugleich aber 

pln aufmerksamer Bürger vor Ort, der die 
r°bleme der „kleinen Leute" kennt. 

<Ü£jen Punkt bringen  

jjfcu kommt, daß innerhalb der Parteien 
?r unterschiedliche Gruppeninteressen «eh 

e%i 
run 

leren werden. Parallel zur Aufsplitte- 
g unserer Gesellschaften in Alte und 

. ^ge, Kinderreiche und Kinderlose, 
si uC'tnenmer unc* Arbeitslose etc. wird 
e. u auch innerhalb der Parteien ein Aus- 
,   audergehen der Erwartungen und 
p Pressen vollziehen. Wollen sich die 

^eien nicht zu politischen Beliebig- 

keitsunternehmen entwickeln, deren Pro- 
grammatiken austauschbar sind, müssen 
sie in weit höherem Maße als heute die 
programmatischen und politischen 
Gemeinsamkeiten ihrer Klientel auf den 
Punkt bringen. 

Hiermit komme ich zum zweiten Problem 
der Parteien. Die Mediatisierung unserer 
Gesellschaften produziert eine große 
Menge an Informationen, die für jeder- 
mann zugänglich sind. Sie hat gleichzeitig 
dazu geführt, daß Informationen in 
immer kleineren Häppchen übermittelt 
werden. Dies gilt besonders für die Mas- 
senmedien Fernsehen und Rundfunk, die 
einen unzweifelhaften Drang zur Triviali- 
sierung haben. Außerdem neigen sie 
dazu, jegliche Informationen in Enter- 
tainment-Häppchen zu verwandeln. 
Dabei bleiben die großen Zusammen- 
hänge und die Komplexität der Probleme 
auf der Strecke. 

Zunehmende Komplexität 

Es scheinen sich immer mehr diejenigen 
durchzusetzen, die verkürzte oder banale 
Botschaften übermitteln. Derjenige, der 
versucht, komplexe Zusammenhänge aus- 
führlich darzustellen, fällt in das mediale 
Loch des Nichtvermittelbaren. Auch hier 
stehen Politiker vor einem besonderen 
Dilemma. Einerseits werden die politi- 
schen und technologischen Entwicklun- 
gen immer komplexer. Andererseits ver- 
langt die Mediengesellschaft nach immer 
kürzeren und schlichteren Erklärungen 
der Wirklichkeit. 

Die zunehmende Komplexität der Ent- 
wicklungen wird schließlich zu einer 
ansteigenden Zahl von Experten und 
Beratern in der Politik führen. Der ein- 
zelne Politiker, will er über die wichtig- 
sten Themen gut und umfassend infor- 
miert sein, wird immer stärker auf Fach- 
leute angewiesen sein, die wiederum auf 
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einzelne Politikfelder spezialisiert sind. 
So wird in Deutschland und in anderen 
Ländern das zum Einsatz gelangen, was 
in den Vereinigten Staaten bereits eine 
Selbstverständlichkeit ist: Das professio- 
nelle Politik-Consulting. 
Meines Erachtens sind wir an einem 
Punkt angelangt, an dem wir über die 
tagespolitischen Fragen hinaus über lang- 
fristige Programmstrategien und Organi- 
sationsveränderungen in den demokrati- 
schen Parteien nachdenken müssen. Bei 
einer langfristigen Betrachtung müssen 
die Parteien zunächst einmal die 
schlichte, aber treffende Kernfrage beant- 
worten: Wofür sind wir unersetzbar? 
Die Frage „Wofür sind wir unersetzbar?" 
halte ich deswegen für so wichtig, weil sie 
uns davon abhalten kann, falschen Aus- 
dehnungstendenzen nachzugeben und 
dem Kern des Existenzrechtes der Par- 
teien nachzugehen. Wir haben bei ande- 
ren Institutionen, zum Beispiel bei den 
Gewerkschaften, erkennen müssen, daß 
eine ungehemmte Ausdehnung ihrer Auf- 
gabenbereiche sie im Innern nicht 
gestärkt, sondern geschwächt hat. Glei- 
ches gilt für die Parteien. Sie müssen sich 
davor hüten, Dienstleistungsunterneh- 
men zu werden, die mit anderen profes- 
sionellen Dienstleistungsgebern auf allen 
möglichen Feldern konkurrieren müssen. 

Politische Willensbildung 

Vielmehr ist es wichtig, daß sie sich auf 
den Kernbereich ihrer Aufgaben besin- 
nen, auf den Bereich nämlich, der aus- 
schließlich von ihnen wahrgenommen 
werden kann. Im Grundgesetz der Bun- 
desrepublik Deutschland heißt es hierzu: 
„Die Parteien wirken bei der politischen 
Willensbildung des Volkes mit." Diesem 
Auftrag, so schlicht er auch gefaßt sein 
mag, sollten sie unbeirrt nachkommen. 
Sie sollten dabei allen Versuchungen 
widerstehen, ihre Kompetenzen auszu- 

weiten und damit ihren Auftrag zu über- 
dehen. Wenn sie dieser Regel folgen, wer- 
den sie auch in Zukunft eine zentrale 
Rolle in unseren Demokratien spielen 
können. 
Zusammenfassend kann man für die Par- 
teien eine optimistische Prognose abge- 
ben. Auf die fundamentale Frage, warum 
man den Parteien eine hohe Lebenser- 
wartung zusprechen kann, gibt es eine 
ebenso fundamentale Antwort: Zu den 
demokratischen Parteien gibt es in einer 
freiheitlichen Demokratie keine Alterna- 
tive. 

Meinungen bündeln ______^ 

Im Zeitalter der „Einen Welt" brauchen 
unsere Gesellschaften Institutionen, wel- 
che die Komplexität unserer modernen 
Welt verstehen und deren politische und 
geistige Auswirkungen für das Zusam- 
menleben der Menschen begreifen und 
mitgestalten. 
Wir brauchen die Parteien zweitens zur 
Prioritätensetzung von globalen und 
regionalen Themenstellungen. Die poll*1' 
sehe Dimension dieser Aufgabe besteht 
nicht nur in der Beschreibung der richti- 
gen Rangfolge, sondern auch in der Ver- 
mittlung von Kurzzeit- und Langzeitper- 
spektiven und in der Unterscheidung vo 
unmittelbar zu behandelnden und weni- 
ger dringlichen Aufgaben des Gemein^ 
sens. 
Schließlich sind die modernen Gesell- 
schaften auf die Integrationskraft der 
demokratischen Parteien angewiesen. 
Gerade Gesellschaften, die sich bestimm' 
ten Werten und Traditionen verpflichtet 
wissen, brauchen Institutionen, welche 
die divergierenden Interessen und Mei- 
nungen in einer offenen Gesellschaft 
zusammenbinden und darüber hinaus 
einen aktiven Beitrag zur Erhaltung der 
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Die Visionen des Kanzlers tragen Früchte1 

Steve Crawshaw, Deutschland-Kor- 
respondent der Londoner Tageszei- 
tung „The Independent", hat hei sei- 
nerjüngsten Reportagereise durch 
die neuen Bundesländer entdeckt: 
Die Landschaften in Ostdeutschland 
beginnen zu blühen. 
In einer ganzseitigen Reportage berich- 
tete Crawshaw über seine Reise nach 
Erfurt, Magdeburg und Berlin. „Hun- 
derte von halbverschalten Baustellen 
Werden im Stadtkern von Erfurt sicht- 
bar — und dazwischen lugt hier und 
dort schon die makellose Fassade 
festaurierter Häuser heraus." 

Jedes Jahr 100 Milliarden Mark 
Der Leser erfährt, daß die Bürger der 
ölten Bundesländer seit der Wiederver- 
einigung in jedem Jahr mehr als 100 
Milliarden Mark in die Ex-D DR flie- 
ßen ließen. Gleichzeitig betont der 
Reporter: „Aber die einheimischen 

Geschäftsleute brauchen die Tropfinfu- 
sion schon gar nicht mehr." 

Mehr als erstaunlich 
Christiane Brennecke (25), die Garten- 
bauarchitektin werden wollte, jetzt aber 
als Kellnerin arbeitet, trauert der DDR 
nicht nach. Sie verriet dem Briten: 
„ Was hier in Erfurt erreicht wurde, ist 
mehr als erstaunlich. Die Leute müssen 
aber noch einsehen, daß es nur langsam 
vorwärtsgehen kann, egal, welche Par- 
tei sie wählen." Der Koch Reinhard 
Feuer (38) glaubt ebenfalls, daß alles 
besser geworden ist. Gleichzeitig bedau- 
ert er jedoch, daß sich so viele Bürger 
der ehemaligen DDR von den Politi- 
kern betrogen fühlen. 
Steve Crawshaw faßt zusammen: „Die 
positiven Veränderungen sind viel dra- 
matischer, als es noch vor einigen Jah- 
ren möglich schien. Die Visionen des 
Kanzlers tragen Früchte."        Die Welt 

J^rsetzbaren Wertgrundlagen einer 
ei*H)kratie liefern. 

ij^Auftrag der Parteien  

. den vergangenen vier Jahrzehnten hat 
lch in Deutschland gezeigt, daß die Par- 
e'en zu den unersetzbaren Ligaturen 
,ner Demokratie gehören. Wie keine 
ndere Institution verstehen sie es, auf 

<,en geistigen Kern unserer freiheitlichen 
^atsform hinzuweisen. Nicht also die 

!rößere Zeitgeistnähe unterscheidet die 
, tteien von anderen Institutionen, son- 
^n in erster Linie ihr originär politi- 

, her Auftrag, die politische Willensbil- 
n8 zu prägen und darüber die Grund- 

erte und Tugenden der Verfassung zu 

wahren, zu aktualisieren und sie ange- 
sichts aktueller Strömungen weiterzuent- 
wickeln. 
Insgesamt existiert ein enormer Verände- 
rungsbedarf auf allen Ebenen und in 
allen Staaten. Ich bin zuversichtlich, daß 
uns die Lösung der großen Probleme der 
Welt gelingen wird. Dafür aber kommt es 
vor allem darauf an, daß wir die Trag- 
weite der langfristigen Probleme erken- 
nen und unsere Politik entsprechend dar- 
auf einstellen. Dafür müssen wir beweg- 
lich bleiben und unsere Offenheit für 
Neues bewahren, damit wir nicht zu 
Dinosauriern werden, die letztlich trotz 
ihrer körperlichen Robustheit ein Opfer 
veränderter Lebensumstände geworden 
sind. • 
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JU-Fachtagung: Landwirtschaft hat Zukunft 
Einen Blick hinter die Kulissen und 
Betriebsabläufe eines Gutshofes 
haben 250 Führungskräfte der Jun- 
gen Union auf der inzwischen sieb- 
ten agrarpolitischen Fachtagung des 
CDU-Nachwuchses auf dem Gut 
Böckelühr in Schwerte-Ergste 
genommen. 

Auf Einladung von JU-Bundesvor- 
standsmitglied Heinrich Böckelühr 
informierten sich die Jungpolitiker 
über die aktuelle Entwicklung in der 
deutschen Landwirtschaft. Die JU- 
Mitglieder, die aus allen Teilen 
Deutschlands zum höchsten Punkt des 
Kreises Unna gereist waren, betonten, 
daß die deutsche Landwirtschaft 
Zukunft habe und auch genügend 
Chancen für junge Landwirte bieten 
würde. 
Dabei müsse aber sichergestellt wer- 
den, daß sich eine leistungsfähige, viel- 
fältig strukturierte und umweltverträg- 
liche Land-, Forst- und Ernährungs- 
wirtschaft im europäischen Wettbe- 
werb behaupten könne. Erfolgreiche 
Landschaftspflege und zukunftsorien- 

tierter Umweltschutz könne aber nur 
mit und nicht gegen die Land- und 
Forstwirtschaft erreicht werden. 

Die Junge Union setzt sich nach den 
Worten von Heinrich Böckelühr dafür 
ein, daß die Landwirte verstärkt 
Dienstleistungsaufgaben im Natur- 
und Umweltschutz und in der Land- 
schaftspflege übernehmen. 

Defizite schnell abbauen 
Breiten Raum nahm auch die Diskus- 
sion mit Vertretern aus den neuen Bun- 
desländern ein, die eindrucksvoll den 
Strukturwandel in der Landwirtschaft 
— weg von den großen Produktionsge- 
nossenschaften und hin zu geordneten 
Unternehmensformen — schilderten. 

„Die in den neuen Bundesländern 
noch bestehenden Defizite müssen 
schnell abgebaut werden. Eine attrak- 
tive moderne Regionalplanung wirkt 
sich auch positiv auf die landwirt- 
schaftlichen Betriebe aus und bietet 
vielfältige Möglichkeiten zur Verbesse- 
rung der Strukturen im ländlichen 
Raum", ist Heinrich Böckelühr sicher. 

Rückenwind für junge Familien 
„Rückenwind für junge Familien" heißt 
der neueste Leitfaden der Jungen 
Union Deutschlands. Darin sind die 
Forderungen der JU für junge Familien 
zusammengefaßt. Gleichzeitig wirbt 
der Leitfaden dafür, vor Ort durch kon- 
krete Aktionen für eine kinder- und 
familienfreundliche Gesellschaft zu 
werben und selbst dafür aktiv zu wer- 
den. Von der Frage „ÖPNV — familien- 
freundlich?" bis zum Kinderparteitag 
wurden bemerkenswerte Aktionen auf- 

genommen, die zum Nachmachen 
anregen. 

Der Leitfaden kann zum Preis von 
10 DM je 5 Exemplaren (gegen Ein- 
zugsermächtigung oder Verrech- 
nungsscheck) bei der 
JU-Bundesgeschäftsstelle, 
Annaberger Straße 283, 
53175 Bonn, Telefon (0228) 310011. 
Fax:(0228)384520 
angefordert werden. 
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Für Sachsen - klare Verhältnisse 
Sowohl der Spitzenkandidat und Lan- 
desvorsitzende, Kurt Biedenkopf, als 
JJch sein erster Stellvertreter, Fritz 
Wähle, waren sich mit den Delegierten 
£inig: Die CDU strebt in Sachsen eine 
Klare Mehrheit an. „Für Sachsen — 
Klare Verhältnisse", so lautete die 
Botschaft. 

Die Delegierten verabschiedeten in der 
dresdner Erklärung der Sächsischen 
Union ein Thesenpapier für den Wahl- 
Kampf 1994 unter den Slogans 

„Für Sachsen' 
eine starke und umweltverträgliche 
Wirtschaft für mehr Arbeitskräfte, 
eine menschlichere Politik für soziale 
Sicherheit, 
eine handlungsfähige Polizei für den 
Schutz vor Verbrechen, 

* eine klare Mehrheit für klare 
Verhältnisse, 
eine erfahrene Regierungsmannschaft 
für den Weiteraufbau Sachsens. 

^ürt Biedenkopf erntete für seine mehr 
Jfc einstündige Rede stehende Ovationen, 

'edenkopf zog eine positive Bilanz der 
ergangenen vier Jahre. Er würdigte die 
^(Wuleistung der Menschen im Lande. 

jP'e Sachsen haben in den vergangenen 
,ler Jahren Hervorragendes geleistet. Sie 
Hab 
S en die Schwierigkeiten der Umstel- 
.  8 auf ein völlig neues Wirtschafts- und 
echtssystem nicht nur ertragen, sondern 
*«v mitgestaltet und im wesentlichen 

geistert." 
»** klare Mehrheit der Sächsischen 
t 

n,on mit einem klaren politischen Auf- 
ra8 hat sich positiv für die Entwicklung 

s Landes ausgewirkt. 
arte Kritik richtete Biedenkopf an die 
dresse der SPD, die in ihrer jüngst in 

Dresden verabschiedeten Erklärung 
behauptete, die Bundesregierung habe 
„die Menschen in Ostdeutschland jahre- 
lang mit ihren sozialen und wirtschaftli- 
chen Problemen allein gelassen". 
Vielmehr strich Biedenkopf deutlich her- 
aus, daß die enormen Erfolge ohne die 
Hilfe der westdeutschen Bevölkerung 
und ohne die Unterstützung der Bundes- 
regierung nicht möglich gewesen wären. 
Der „skandalöse ideologische Eiertanz", 
wie Innenminister Heinz Eggert den 
Umgang der SPD mit der SED-Nachfol- 
gepartei PDS beschreibt, stellt den Wäh- 
ler in Sachsen vor die Alternative: Abso- 

Landesparteitag der Sächsi- 
schen Union am 13. August 
in Dresden 

lute Mehrheit der CDU oder Verhältnisse 
wie in Sachsen-Anhalt. Ein rot-grünes 
Bündnis unter stiller Teilhaberschaft der 
PDS hole, so Eggert, „die SED/PDS 
durch die Hintertür in das Haus der 
Demokratie wieder hinein". 
Generalsekretär Fritz Hähle warf der 
SPD vor, keine klare Abgrenzung zur 
PDS mehr zu finden, die ihrerseits die 
Probleme in Deutschland zu verschärfen 
suche. Mit Rückblick auf das historische 
Datum 13. August, dem Beginn des Mau- 
erbaues an der innerdeutschen Grenze 
1961, weist er mit Nachdruck alle die 
Kräfte in die Schranken, die bestrebt 
sind, die Mauer in den Köpfen der Men- 
schen wieder aufzurichten. 
Stabilität sei, so Hähle, das Erfolgsrezept 
der CDU in Sachsen. „Ein stabiles Sach- 
sen für eine gute Zukunft seiner Bürger", 
das ist das Angebot der Sächsischen 
Union an den Wähler. • 
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Die wichtigsten Aufgaben für die 
deutsche Ratspräsidentschaft 
Der stellvertretende Vorsitzende der 
EVP-Fraktion im Europäischen Parla- 
ment, Hans-Gert Pöttering, erklärte 
in der Debatte über die deutsche Rats- 
präsidentschaft vor dem Plenum des 
Europäischen Parlaments Ende Juli in 
Straßburg: 
Wir die Christdemokraten im Europäi- 
schen Parlament, haben eine Vision von 
der Zukunft der Europäischen Union. 
Wir wollen eine Europäische Union, die 
handlungsfähig ist. Wir wollen eine Euro- 
päische Union, die den demokratischen 
und parlamentarischen Prinzipien ver- 
pflichtet ist und die auf der Grundlage 
bundesstaatlicher Ordnung bürgernah für 
die Menschen auf unserem Kontinent 
und in der Welt handelt. 
Meine Fraktion möchte insbesondere 
Bundeskanzler Helmut Kohl ein Wort 
des Dankes dafür sagen, daß er nach der 
Wiedererlangung der Einheit Deutsch- 
lands ein gutes Beispiel dafür ist, daß 
guter Patriotismus und das Bekenntnis zu 
Europa und die Arbeit am europäischen 
Einigungswerk keine Gegensätze sind, 

sondern sich positiv ergänzen und daß 
wir dem Nationalismus in Europa keine 
Chancen geben. 
Pöttering erinnerte an das Attentat auf 
Hitler am 20. Juli 1944 und sagte, die Bot- 
schaft dieses Tages sei auch, „daß wir der 
Zukunft der Freiheit, der Demokratie der 
Menschenrechte und auch der Einheit 
unseres Kontinents besonders verpflich- 
tet sind". 
Als wichtigste Aufgaben für die deutsche 
Ratspräsidentschaft in der EU nannte 
Pöttering im einzelnen: die Einsetzung 
der neuen EU-Kommission unter erstm^' 
liger Anwendung der Bestimmungen des 
Maastrichter Vertrages, die Gestaltung 
der Beziehungen zu den Ländern Mittel- 
und Osteuropas, die Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit und die Stärkung der 
Inneren Sicherheit. Bei der Vorbereitung 
der Regierungskonferenz 1996 müsse ein 
Rückfall in die bloße Zusammenarbeit 
zwischen den Regierungen im Bereich 
der Inneren Sicherheit verhindert und 
sollten die Gemeinschaftskriterien 
gestärkt werden. 

Brüssel fördert neue Bundesländer mit 13 Milliarden 
Die Europäische Kommission hat 
insgesamt 6,79 Milliarden ECU 
(13 Mrd. DM) für die wirtschaft- 
liche Entwicklung in den neuen 
Bundesländern gebilligt. 

Die Gelder für Programme bis 1999 
stammen aus den Strukturfonds der 
Union. Sie sollen nach Angaben der 
Kommission zur Investition in die 
Infrastruktur, zur Unterstützung klei- 
ner und mittlerer Betriebe, zur Förde- 

rung von Forschung, Technologie und 
Innovation sowie dem Umweltschutz 
dienen. 

Weitere Programme geplant 
Ein Teil der Mittel ist für die Vermark- 
tung und Verarbeitung von Agrarpro- 
dukten im Berliner Umland vorgese- 
hen. Die Kommission plant weitere 
länderbezogene Programme für die 
neuen Länder in den Bereichen ländli- 
cher Entwicklung und Ausbildung. 
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pnser Land ist 
*hm zu großem Dank 
verpflichtet 

Bundeskanzler Helmut Kohl 
erklärte zum Tode von NATO- 
Generalsekretär Manfred 
Wörner: 

°er Tod von Manfred Wörner berührt 
yich mit großer Betroffenheit und 
»rauer. Mein herzliches Mitgefühl gilt 
seiner Frau. Mit Manfred Wörner ver- 
•lert die Bundesrepublik Deutschland 
eir*en ihrer herausragenden Politiker. 

"emokrat aus Überzeugung 
^anfred Wörner war Demokrat aus 
Überzeugung. Er stand für die Freiheit 
nseres Landes in der Wertegemein- 

Schaft der freien Völker. Seine Kraft 
nd seine Neigung widmete er insbe- 

s°ndere der Bundeswehr. Als Parla- 
mentarier und als Bundesminister der 

eteidigung erwarb er sich große Ver- 
wüste um den Auf- und Ausbau unse- 

.er Streitkräfte und um ihre Integration 
n die westliche Verteidigungsgemein- 
J^haft. Dazu gehört insbesondere die 
Uurchsetzung des NATO-Doppelbe- 
schlusses. 
^anfred Wörner hat als Generalsekre- 

r der NATO in schwierigen Zeiten 
|edient. Er war ein Verfechter der 
tandhaftigkeit des Westens in der Zeit 
es Kalten Krieges; ebenso war er nach 
en Umbrüchen seit 1989 zu Verständi- 

|Jn8 und Zusammenarbeit bereit, 
j^nfred Wörner hat nicht zuletzt tat- 
raftig Un(j verantwortungsbewußt mit- 

wirkt, daß die NATO in veränderten 
^ständen ihren neuen Aufgaben 

8erecht werden kann. 

Für den Patrioten Manfred Wörner 
war die Wiedervereinigung unseres 
Vaterlandes in Frieden und Freiheit die 
Erfüllung eines Traumes. 
Es war ein Glücksfall für unser Land, 
daß Manfred Wörner gerade in dieser 
Zeit N ATO-Generalsekretär war. 

Um das Vaterland verdient 
Ich selbst verliere einen politischen 
Weggenossen über viele Jahre und 
einen guten Freund. 
Unser Land und die Bundeswehr sind 
Manfred Wörner zu großem Dank ver- 
pflichtet. Er hat sich um das Vaterland 
verdient gemacht. 
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